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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 184) geändert worden ist, in Verbindung mit § 6 
Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 1 des Sechsten Änderungsgesetzes 
vom 14. Oktober 2022 (GVBl. S. 578) geändert worden ist, verord-
net das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin: 

§ 1
Der Bebauungsplan 10-80a vom 16. Februar 2023 für das Flur-

stück 6564/63 der Flur 2 (Goldregenstraße) und eine Teilfläche des 
Grundstücks Großmannstraße 2, 4, die begrenzt wird durch die 
nördliche Grenze sowie die nördliche Verlängerung der westlichen 
und östlichen Grenze des Grundstücks Goldregenstraße 27 im 
Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der für die Vermes-

sung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes, beglaubigte Abzeich-
nungen des Bebauungsplans können bei der für die Stadtplanung 
zuständigen Abteilung des Bezirksamtes kostenfrei eingesehen 
werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit  
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Ver-
ordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf 
von Berlin unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist werden die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Ver-
letzungen oder Fehler gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und 
die in Satz 1 Nummer 4 genannte Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Juli 2023

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin
Nadja  Z i v k o v i c

Bezirksbürgermeisterin
Heike  W e s s o l y

Bezirksstadträtin  
für Stadtentwicklung

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10-80a  

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf
Vom 20. Juli 2023
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Verordnung
über die Verarbeitung personenbezogener Daten im Schulwesen  

(Schuldatenverordnung – SchuldatenV)
Vom 7. August 2023

Auf Grund von § 64a Absatz 10 Satz 2 und § 66 des Schulgesetzes 
vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Juni 2023 (GVBl. S. 226) geändert worden ist, 
verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie:

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Anwendungsbereich
§ 2   Datenverarbeitung und Auskunftspflicht der betroffenen 

Per so nen
§ 3  Einwilligung in die Datenverarbeitung

Teil 2 
Datenverarbeitung in den Schulen

Abschnitt 1 
Allgemeines

§ 4   Verarbeitung personenbezogener Daten durch schulische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

§ 5  Einsichts-, Auskunfts- und Aushändigungsrechte 

Abschnitt 2 
Schülerunterlagen

§ 6   Grundsätze zu Schülerunterlagen
§ 7   Schülerbögen
§ 8   Schülerpersonalblätter, Schülerakten
§ 9   Schülerkarteien
§ 10  Klassenbücher, Kursbücher und Anwesenheitsnachweise
§ 11  Unterrichtsbuch für Fördermaßnahmen
§ 12   Akten der Oberstufenkoordinierenden, Akten der Abtei-

lungsleiterin oder des Abteilungsleiters
§ 13  Sonderpädagogische Förderbögen
§ 14  Akten des pädagogischen Fachpersonals
§ 15   Weitergabe von Schülerunterlagen und Datenübermittlung 

an andere Schulen
§ 16  Aufbewahrungsdauer und Löschfristen

Abschnitt 3 
Sonstige Datenverarbeitung in den Schulen

§ 17  Digitale Endgeräte
§ 18  Dienstliche Kommunikation 
§ 19  Elternvertretung und Schülervertretung
§ 20   Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter sowie 

Psy chologinnen und Psychologen
§ 21  Bildung und Teilhabe
§ 22  Schülerausweise
§ 23  Vertretungspläne

Teil 3 
Datenverarbeitung bei sonstigen Stellen

§ 24  Berliner Lehrkräfte-Unterrichts-Schul-Datenbank
§ 25  Identitätsmanagement
§ 26   Schulpsychologische und Inklusionspädagogische 

Beratungs- und Unterstützungszentren
§ 27  Schulstatistik
§ 28  Übergang in den Beruf

Teil 4 
Schlussbestimmungen

§ 29  Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Anlage 1  Daten, die im Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des 

Schulgesetzes (Berliner Lehrkräfte-Unterrichts-Schul-
Datenbank) verarbeitet werden dürfen

Anlage 2   Daten, die im Fachverfahren nach § 64c Absatz 1 des 
Schulgesetzes (Identitätsmanagement) verarbeitet 
werden dürfen

Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten von Schülerinnen und Schülern, ihren Erziehungsbe-
rechtigten, Lehrkräften und sonstigen schulischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, soweit nicht die Datenverarbeitung im Rahmen 
der Nutzung von digitalen Lehr- und Lernmitteln und sonstigen  
digitalen Instrumenten, die vorwiegend pädagogischen Zwecken 
dienen, betroffen ist, durch folgende Stellen:
1. öffentliche Schulen im Sinne von § 6 Absatz 2 des Schulgeset-

zes einschließlich der Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs 
gemäß § 40 Absatz 1 und 2 des Schulgesetzes,

2. Ersatzschulen im Sinne von § 97 des Schulgesetzes nach Maß-
gabe des Absatzes 4,

3. die Schulaufsichtsbehörde, soweit sie die Fachverfahren nach 
§ 64a Absatz 1 und § 64c Absatz 1 des Schulgesetzes betreibt, 
die Schulstatistik gemäß § 65 Absatz 4 des Schulgesetzes führt 
oder Maßnahmen zum Übergang in den Beruf gemäß § 4 Ab-
satz 7 und § 5 Absatz 5 in Verbindung mit § 64 Absatz 8 des 
Schulgesetzes durchführt,

4. die schulpsychologischen und inklusionspädagogischen Bera-
tungs- und Unterstützungszentren gemäß § 107 des Schulgeset-
zes,

5. die Schulbehörde, sofern ihr im Rahmen des Aufnahme- und 
Übergangsverfahrens gemäß § 64a Absatz 8 des Schulgesetzes 
Zugriffsrechte auf das Fachverfahren nach§ 64a Absatz 1 des 
Schulgesetzes eingeräumt werden,

6. schulgesetzlich vorgesehene Gremien sowie Eltern- und Schü-
lerversammlungen.

(2) Der persönliche Anwendungsbereich dieser Verordnung um-
fasst neben aktuell beschulten Personen auch Schulbewerberinnen 
und -bewerber, Einzuschulende sowie ehemalige Schülerinnen und 
Schüler. Schülerinnen und Schüler im Sinne dieser Verordnung sind 
auch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der im Zweiten Bildungs-
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schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72 und L 127 vom 23.5.2018, S. 2) zu beachten.

Teil 2 
Datenverarbeitung in den Schulen

Abschnitt 1 
Allgemeines

§ 4 
Verarbeitung personenbezogener Daten  

durch schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(1) Lehrkräfte und sonstige schulische Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter (schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) sowie die in 
der Schulaufsichtsbehörde und der Schulbehörde beschäftigten 
Personen dürfen die in den Schülerunterlagen enthaltenen personen-
bezogenen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen 
durch Rechtsvorschrift oder Vertrag zugewiesenen Aufgaben erfor-
derlich ist. 

(2) Schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sinne des Ab-
satzes 1 sind auch solche Personen, deren Dienstherr oder Arbeit-
geber nicht das Land Berlin ist, sofern diese Personen zu schulischen 
Zwecken an einer Schule tätig sind. Insbesondere ist die Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch sozialpädagogisch qualifizier-
te Fachkräfte eines Trägers der freien Jugendhilfe, mit dem die 
Schule gemäß § 5 Absatz 4 des Schulgesetzes kooperiert, zulässig, 
soweit dies zur Erfüllung vertraglich zugewiesener Aufgaben erfor-
derlich ist.

§ 5 
Einsichts-, Auskunfts- und Aushändigungsrechte 

(1) Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft gemäß Arti-
kel 15 der Datenschutz-Grundverordnung und auf Einsicht in über 
die betroffene Person geführte Akten gemäß § 24 Absatz 6 des Ber-
liner Datenschutzgesetzes vom 13. Juni 2018 (GVBl. S. 418), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. September 2021 
(GVBl. S. 1121) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung nehmen die betroffene Person oder deren Erziehungsberechtig-
te nach Maßgabe der Vorschriften des bürgerlichen Rechts und nach 
Maßgabe von § 64 Absatz 9 des Schulgesetzes wahr.

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechte bezüglich der durch eine 
Schule verarbeiteten personenbezogenen Daten sind bei der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter geltend zu machen. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Rechte können in Bezug auf ein 
Prüfungsverfahren erst nach dessen Abschluss geltend gemacht 
werden. Schriftliche Prüfungsarbeiten sind dem Prüfling auf Antrag, 
frühestens jedoch fünf Jahre nach Abschluss der Prüfung, auszu-
händigen.

Abschnitt 2 
Schülerunterlagen 

§ 6 
Grundsätze zu Schülerunterlagen

(1) Personenbezogene Daten von Schülerinnen und Schülern, de-
ren Verarbeitung in der Schule für die Unterrichts- und Erziehungs-
arbeit sowie für die notwendigen Verwaltungsarbeiten erforderlich 
ist, dürfen insbesondere in den Unterlagen über Schülerinnen und 
Schüler (Schülerunterlagen) nach Maßgabe dieses Abschnitts ver-
arbeitet werden.

(2) Folgende Schülerunterlagen werden an der Schule geführt:
1. an allgemeinbildenden Schulen Schülerbögen (§ 7); anstelle 

dessen an beruflichen Schulen Schülerpersonalblätter (§ 8 Ab-
satz 1 und 2) und an Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs 
Schülerakten (§ 8 Absatz 1 und 3),

2. Schülerkarteien (§ 9),
3. Klassenbücher (§ 10 Absatz 1); bei Kursunterricht anstelle dessen 

Kursbücher und Anwesenheitsnachweise (§ 10 Absatz 2 und 3),

weg angebotenen Lehrgänge sowie Studierende an Fachschulen im 
Sinne von § 34 Absatz 1 des Schulgesetzes. Auf Nichtschülerinnen 
und Nichtschüler im Sinne der Verordnung über die Prüfung zum 
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife von Nichtschülerinnen und 
Nichtschülern vom 3. November 2009 (GVBl. S. 497), die zuletzt 
durch Artikel 5 der Verordnung vom 17. Dezember 2021 (GVBl. 
S. 1390) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, die 
an Prüfungen auf Grund des Schulgesetzes teilnehmen, finden die 
§§ 2 bis 5 und § 16 Absatz 1 Anwendung.

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Schulen 
umfasst auch die Verarbeitung durch Personen, die gemäß § 64 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 des Schulgesetzes am internen Geschäftsbetrieb 
der Schule teilnehmen.

(4) Auf Ersatzschulen im Sinne von § 97 des Schulgesetzes finden 
die Vorschriften dieser Verordnung entsprechende Anwendung, so-
weit sich nicht aus den Garantien der Privatschulfreiheit ein anderes 
ergibt. Für die Führung von Schülerunterlagen durch Ersatzschulen 
gilt § 6 Absatz 8. Die §§ 17 und 18 finden auf Ersatzschulen keine 
Anwendung.

§ 2 
Datenverarbeitung und Auskunftspflicht  

der betroffenen Personen
(1) Soweit dies zur Erfüllung der ihnen durch Rechtsvorschriften 

zugewiesenen schulbezogenen Aufgaben erforderlich ist, dürfen die 
in § 1 Absatz 1 genannten Stellen personenbezogene Daten gemäß 
§ 64 Absatz 1 Satz 1 des Schulgesetzes einschließlich der dort ge-
nannten sensitiven Daten auch in automatisierten Dateien verarbeiten. 

(2) Zur Erfüllung der Auskunftspflicht gemäß § 64 Absatz 1 
Satz 3 des Schulgesetzes sind die betroffenen Personen verpflichtet, 
der datenverarbeitenden Stelle auf Nachfrage Auskunft über perso-
nenbezogene Daten entsprechend Anlage 1 zu dieser Verordnung in 
Textform zu erteilen, soweit die Verarbeitung dieser Daten zur Er-
füllung von der datenverarbeitenden Stelle durch Rechtsvorschriften 
zugewiesenen schulbezogenen Aufgaben erforderlich ist. Auf An-
forderung sind entsprechende Unterlagen vorzulegen. Die Aus-
kunftspflicht besteht insoweit, als die personenbezogenen Daten 
nicht durch die datenverarbeitende Stelle selbst erzeugt werden. 
Nachträgliche Änderungen der Grunddaten gemäß Abschnitt A I. 
der Anlage 1 zu dieser Verordnung haben die betroffenen Personen 
unaufgefordert in Textform mitzuteilen.

§ 3 
Einwilligung in die Datenverarbeitung

(1) Die Einholung einer datenschutzrechtlichen Einwilligung 
kommt nur dann in Betracht, wenn die Datenverarbeitung nicht oh-
nehin durch Rechtsvorschrift erlaubt ist und die Einwilligung frei-
willig erteilt wird. Unbeschadet des § 64 Absatz 9 Satz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 6 Satz 2 Nummer 1 des Schulgesetzes (Übermittlung 
personenbezogener Daten an sonstige nicht-öffentliche Stellen) 
wird eine Einwilligung von den Erziehungsberechtigten einer Schü-
lerin oder eines Schülers erteilt, insbesondere soweit personenbezo-
gene Daten der betroffenen Person im Internet veröffentlicht werden 
sollen. Abweichend von Satz 2 kann die Einwilligung, soweit nicht 
personenbezogene Daten der betroffenen Person im Internet veröf-
fentlicht werden sollen, ab Vollendung des 14. Lebensjahres auch 
von der betroffenen Person selbst erteilt werden, wenn schutzwür-
dige Belange der betroffenen Person wegen der Kategorien der per-
sonenbezogenen Daten, wegen der Zwecke der Verarbeitung, wegen 
der Dauer der Verarbeitung oder wegen ihrer Offenkundigkeit nicht 
entgegenstehen, die Datenverarbeitung im Interesse der betroffenen 
Person liegt und eine hinreichende Einsichtsfähigkeit im Hinblick 
auf die im konkreten Fall bestehenden Folgen, Risiken und Gefah-
ren der Verarbeitung der personenbezogenen Daten vorliegt.

(2) Eine im Anwendungsbereich dieser Verordnung einzuholende 
Einwilligung soll grundsätzlich in Schriftform erfolgen. Im Übrigen 
ist Artikel 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
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§ 7 
Schülerbögen

(1) Der Schülerbogen soll die Lern- und Leistungsentwicklung der 
Schülerin oder des Schülers dokumentieren und zum besseren Ver-
ständnis der Persönlichkeit beitragen. Er dient zugleich als Unterlage 
für die Zusammenarbeit zwischen der Schule und den Erziehungs-
berechtigten. Angaben über die persönlichen und häus lichen Verhält-
nisse dürfen nur dann aufgenommen werden, wenn sie im Zusam-
menhang der schulischen Entwicklung von Bedeutung sind.

(2) Der Schülerbogen enthält folgende personenbezogene Daten:
1. die Stammdaten der Schülerin oder des Schülers gemäß Ab-

schnitt A I. 1. der Anlage 1 zu dieser Verordnung mit Ausnahme 
der Konfession,

2. die Namen und Kontaktdaten der Erziehungsberechtigten sowie 
die Kontaktdaten einer zusätzlichen Person für den Notfall,

3. die Schullaufbahn- und Organisationsdaten gemäß Abschnitt A 
II. der Anlage 1 zu dieser Verordnung,

4. die Leistungsdaten der Schülerin oder des Schülers gemäß Ab-
schnitt B der Anlage 1 zu dieser Verordnung,

5. Angaben zu übereigneten oder zum leihweisen Gebrauch über-
lassenen Lernmitteln,

6. einen Vermerk über die Vorlage eines Nachweises im Sinne von 
§ 20 Absatz 9 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 
2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8b des Geset-
zes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2793) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, nicht jedoch den Nachweis 
an sich oder eine Kopie hiervon,

7. einen Hinweis auf die Anlage eines sonderpädagogischen För-
derbogens.

(3) Außerdem sind Bestandteile des Schülerbogens die sich auf 
die Schülerin oder den Schüler beziehenden in der Schule angefer-
tigten Unterlagen, insbesondere Zeugnisausdrucke, die Bildungs-
gangempfehlung oder die Förderprognose und die Dokumentation 
des Beratungsgespräches in der Grundschule, die Dokumentation 
der Maßnahmen und Ergebnisse lernprozessbegleitender Beobach-
tung und Analyse, unterrichtsfachbezogene Dokumentationen der 
individuellen Kompetenzentwicklung, Förderpläne oder Maßnah-
men zum Nachteilsausgleich, Unterlagen über gewährten Noten-
schutz sowie über Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen. 

(4) Vermerke über Kontakte mit den Erziehungsberechtigten und 
Einrichtungen, die die Schülerin oder den Schüler betreut oder auf-
genommen haben, sowie der die Schülerin oder den Schüler betref-
fende Schriftverkehr oder die Ausdrucke elektronischer Korrespon-
denz sind Bestandteile des Schülerbogens, sofern die darin enthal-
tenen Informationen für die pädagogische Arbeit einschließlich der 
Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten und der Koopera-
tion mit freien Trägern der Jugendhilfe oder für die Organisation des 
Schulbetriebs für die Dauer von voraussichtlich mindestens einem 
Schulhalbjahr benötigt werden.

(5) Die Schülerbögen werden von der Klassenlehrkraft oder der 
Oberstufentutorin oder dem Oberstufentutor geführt.

§ 8 
Schülerpersonalblätter, Schülerakten

(1) Schülerpersonalblätter und Schülerakten dienen der Dokumen-
tation des individuellen Bildungswegs als Grundlage für die bedarfs-
gerechte pädagogische Unterstützung und die Zeugniserstellung. 

(2) Das an beruflichen Schulen geführte Schülerpersonalblatt ent-
hält folgende personenbezogene Daten:
1. die Stammdaten der Schülerin oder des Schülers gemäß Ab-

schnitt A I. 1. der Anlage 1 zu dieser Verordnung mit Ausnahme 
der Konfession,

2. die Namen und Kontaktdaten der Erziehungsberechtigten sowie 
die Kontaktdaten einer zusätzlichen Person für den Notfall,

3. die Schullaufbahn- und Organisationsdaten gemäß Abschnitt A 
II. der Anlage 1 zu dieser Verordnung,

4. bei Förderunterricht in der Grundschule das Unterrichtsbuch für 
Fördermaßnahmen (§ 11),

5. in der gymnasialen Oberstufe Akten der Oberstufenkoordinie-
renden und an beruflichen Gymnasien Akten der Abteilungs
leiterin oder des Abteilungsleiters (§ 12),

6. bei sonderpädagogischem Förderbedarf sonderpädagogische 
Förderbögen (§ 13),

7. in Schulen mit Ganztagsbetrieb oder ergänzender Förderung 
und Betreuung im Sinne von § 19 Absatz 6 des Schulgesetzes 
Akten des pädagogischen Fachpersonals (§ 14).

(3) Schülerunterlagen können im Ermessen der Schule sowohl in 
Papierform nach Maßgabe des Absatzes 4 als auch in digitaler Form 
nach Maßgabe des Absatzes 5 geführt werden, sofern in den §§ 7 bis 
14 nichts Abweichendes geregelt ist. Schülerunterlagen sind ver-
traulich zu behandeln und durch geeignete technische und organi-
satorische Maßnahmen vor unberechtigtem Zugriff zu schützen. Die 
Schülerunterlagen sind stets auf dem aktuellen Stand zu halten.

(4) Bei Führung in Papierform bewahrt die aktenführende Person 
die Schülerunterlagen für Unbefugte unzugänglich auf.

(5) Bei Führung in digitaler Form speichert die aktenführende 
Person die Schülerunterlagen in einer für Unbefugte nicht zugäng-
lichen Form. In regelmäßigen Abständen wird eine Sicherheitskopie 
in digitaler Form oder als Ausdruck erstellt. Die Vorgaben der Arti-
kel 25 und 32 der Datenschutz-Grundverordnung sowie des § 26 des 
Berliner Datenschutzgesetzes sind insbesondere durch folgende 
Maßnahmen einzuhalten:
1. Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter, ist die-

ser sorgfältig gemäß Artikel 28 Absatz 1 der Datenschutz-Grund-
verordnung auszuwählen. Die Auftragsverarbeitung erfolgt aus-
schließlich und vollständig in dem Gebiet des Europäischen 
Wirtschaftsraumes. Über die Auftragsverarbeitung ist ein Vertrag 
gemäß Artikel 28 und 29 der Datenschutz-Grundverordnung ab-
zuschließen. 

2. Ein Rollen- und Berechtigungskonzept ist zu erstellen und um-
zusetzen. 

3. Der Zugang zu digital geführten Schülerunterlagen ist nur zu-
lässig mit einem dienstlichen digitalen Endgerät gemäß § 17.

4. Die Authentifizierung der Nutzerin oder des Nutzers erfolgt mit-
tels einer Kombination von mindestens zwei verschiedenen und 
unabhängigen Komponenten (ZweiFaktorAuthentifizierung).

(6) Die Aufsicht über die Führung der Schülerunterlagen und die 
Entscheidung über Aufnahme oder Entfernung von Unterlagen in 
Zweifelsfällen obliegt der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Sie 
oder er ist berechtigt, selbst Eintragungen vorzunehmen.

(7) Schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen die Schü-
lerunterlagen einer Schülerin oder eines Schülers, die oder den sie 
selbst unterrichten, fördern oder betreuen, einsehen, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Das Recht auf Einsichtnah-
me durch die zuständige Schulaufsichtsbehörde oder die zuständige 
Schulbehörde bleibt unberührt. Die Einsichtnahme durch Personen, 
die nicht dem in Satz 1 oder 2 genannten Personenkreis angehören,  
ist in der jeweiligen Schülerunterlage zu vermerken. Ist eine begrenz-
te Einsicht nicht möglich, weil sich benötigte und nicht benötigte 
Angaben nicht trennen lassen, sind von der die jeweilige Unterlage 
führenden Person die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(8) Ersatzschulen führen Unterlagen über ihre Schülerinnen und 
Schüler sowie den Unterricht, die den in Absatz 2 genannten Schü-
lerunterlagen gleichwertig sind. Gleichwertig sind Unterlagen, 
wenn sie die Dokumentation des Lernerfolgs insbesondere im Hin-
blick auf einen Schulwechsel gewährleisten. Abweichend von Satz 1 
führen Ersatzschulen sonderpädagogische Förderbögen nach den 
Anforderungen des § 13. Abweichend von Satz 1 führen anerkannte 
Ersatzschulen Akten der Oberstufenkoordinierenden nach den An-
forderungen des § 12. Für Ersatzschulen gelten die §§ 15 und 16 
entsprechend.
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6. die Teilnahme an freiwilligen Arbeitsgemeinschaften oder Kur-
sen, 

7. die Praxisstelle oder der Ausbildungsbetrieb,
8. für die Wahrnehmung der Fürsorgepflicht der Schule erforderli-

che Gesundheitsdaten wie insbesondere Allergien oder chroni-
sche Erkrankungen zur Vermeidung von Notfällen und zur ziel-
gerichteten Information der in Notfällen helfenden Personen. 

(3) Die Schülerkartei wird von der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter und den ihrer oder seiner Weisung unterliegenden Verwal-
tungskräften geführt. 

(4) Karteien oder Listen für besondere, insbesondere zeitlich be-
grenzte Verwendungszwecke wie zum Beispiel einzelne schulische 
Veranstaltungen dürfen nur die dafür erforderlichen Informationen 
enthalten. Daten aus der Schülerkartei gemäß Absatz 2 dürfen über-
nommen werden. Karteien oder Listen nach Satz 1 werden von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter oder der zuständigen Lehrkraft 
geführt. Sie sind zu vernichten, wenn sie für die Erfüllung des be-
sonderen Verwendungszwecks nicht mehr erforderlich sind.

(5) Bei Führung der Schülerkartei nach Absatz 1 in digitaler Form 
wird abweichend von § 6 Absatz 5 Satz 2 die Sicherheitskopie stets 
als Ausdruck erstellt.

§ 10 
Klassenbücher, Kursbücher  
und Anwesenheitsnachweise

(1) Die Klassenbücher dienen der Dokumentation des Unterrichts 
und der An- oder Abwesenheit der Schülerinnen und Schüler. Sie 
enthalten die Namen und Geburtsdaten der Schülerinnen und Schü-
ler, den Stundenplan, die Namen der unterrichtenden Lehrkräfte, den 
erteilten Unterricht einschließlich der Angaben über Unterrichts-
ausfälle und besondere Veranstaltungen, die entschuldigten und un-
entschuldigten Fehlzeiten der Schülerinnen und Schüler einschließ-
lich Verspätungen und Beurlaubungen sowie Angaben über besonde-
re Vorkommnisse. Sie werden von der Klassenlehrkraft geführt.

(2) In der gymnasialen Oberstufe, in den beruflichen Bildungs-
gängen der Sekundarstufe II und in der Sekundarstufe I werden für 
den Unterricht außerhalb des Klassenverbandes von den kursleiten-
den Lehrkräften anstelle der Klassenbücher Kursbücher geführt. 
Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. Hinzu kommen die Angabe, 
welche Lehrkraft Tutorin oder Tutor oder Klassenlehrkraft der 
Schülerin oder des Schülers ist, und in der gymnasialen Oberstufe 
Angaben dazu, ob der Kurs ein Prüfungsfach betrifft.

(3) In der gymnasialen Oberstufe, im Abendgymnasium und in 
Kollegs werden von der Oberstufentutorin oder vom Oberstufen-
tutor anstelle der Klassenbücher Anwesenheitsnachweise geführt. 
Sie dokumentieren die Teilnahme am Unterricht in den verschiede-
nen Kursen und dienen als Grundlage für pädagogisch veranlasste 
Kontaktaufnahmen. Die Anwesenheitsnachweise enthalten Name 
und Geburtsdatum, gewählte Kurse sowie Angaben über den Besuch 
der Kurse einschließlich entschuldigter oder unentschuldigter Fehl-
zeiten und Verspätungen.

(4) Die Noten der mündlichen, schriftlichen und sonstigen Leis-
tungen sind durch die Lehrkräfte in geeigneter Weise zu dokumen-
tieren. Sofern unterjährig erteilte Zwischennoten digital verarbeitet 
werden, darf dies nur lokal auf einem dienstlichen digitalen End-
gerät im Sinne von § 17 Absatz 1 erfolgen.

§ 11 
Unterrichtsbuch für Fördermaßnahmen 

(1) Das Unterrichtsbuch für Fördermaßnahmen dient der Doku-
mentation schulischer Fördermaßnahmen außerhalb des Klassen-
verbandes in Einzel- oder Gruppenunterricht wie sonderpädago-
gische Förderung, Sprachförderung oder Förderung von Hochbega-
bungen.

(2) Im Unterrichtsbuch für Fördermaßnahmen werden folgende 
personenbezogene Daten verarbeitet: Namen und Geburtsdaten der 
Schülerinnen und Schüler, Namen der unterrichtenden Lehrkräfte 
sowie entschuldigte und unentschuldigte Fehlzeiten der Schüler-

4. die Leistungsdaten gemäß Abschnitt B der Anlage 1 zu dieser 
Verordnung,

5. Angaben zu übereigneten oder zum Gebrauch überlassenen 
Lernmitteln,

6. wenn die Schule oder das Oberstufenzentrum überwiegend von 
minderjährigen Schülerinnen und Schülern besucht wird, die 
Angabe, dass und wann ein Nachweis im Sinne von § 20 Ab-
satz 9 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vorgelegt wurde, 
nicht jedoch den Nachweis an sich oder eine Kopie hiervon,

7. einen Hinweis auf die Anlage eines sonderpädagogischen För-
derbogens,

8. Name, Anschrift und Telefonnummer des Ausbildungsbetriebes,
9. Kopien der Zeugnisse aus der allgemein bildenden Schule, die 

über den dort erreichten Abschluss oder das Leistungsbild beim 
Schulabgang sowie über Art und Umfang des besuchten Fremd-
sprachenunterrichts Aufschluss geben,

10. Angaben zu beruflicher Vorbildung oder Tätigkeit,
11. den Tag der Aufnahme in die berufliche Schule (Schulart oder 

Bildungsgang),
12. die Bezeichnung fortbestehenden sonderpädagogischen oder 

sonstigen Förderbedarfs oder den Grad und die Art einer Behin-
derung im Sinne von § 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2560) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
soweit für den Bildungsgang relevant,

13. Zwischenzeugnisse und andere, für den Bildungsgang jeweils 
vorgeschriebene Nachweise, insbesondere über absolvierte Prak-
tika,

14. das Abgangszeugnis des Bildungsgangs,
15. das schulische Abschlusszeugnis,
16. die Meldung zur Zwischen- und Abschlussprüfung der für die 

Berufsausbildung zuständigen Stelle sowie den Termin und das 
Ergebnis der jeweiligen Prüfung.

§ 7 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.
(3) Die an Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs geführte 

Schülerakte enthält folgende personenbezogene Daten:
1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Staatsangehörigkei-

ten und Telefonnummer der Schülerin oder des Schülers,
2. den Tag der Aufnahme,
3. den angestrebten Abschluss und die besuchten Klassen oder 

Kurse,
4. Angaben zu zum leihweisen Gebrauch überlassenen Lernmit-

teln,
5. Zwischenzeugnisse und das Abschluss- oder Abgangszeugnis.

(4) § 7 Absatz 5 gilt entsprechend. 

§ 9 
Schülerkarteien

(1) Die Schülerkartei dient der schnellen Ermittlung der für die 
laufenden Verwaltungsgeschäfte erforderlichen Informationen. Zu 
den laufenden Verwaltungsgeschäften gehört auch die Wahrneh-
mung der Aufsichtspflicht gemäß § 51 des Schulgesetzes und der 
Fürsorgepflicht gemäß § 4 Absatz 5 des Schulgesetzes.

(2) Die Schülerkartei enthält folgende personenbezogene Daten:
1. Name und Anschrift der Schülerin oder des Schülers,
2. die insbesondere für die Organisation des Schulbetriebs benötig-

ten Schullaufbahndaten des Schülerbogens oder der an seine 
Stelle tretenden Unterlagen, 

3. Name, Anschrift und Telefonnummer von Personen oder Ein-
richtungen, die bei einem Notfall verständigt werden sollen,

4. die Religionszugehörigkeit, 
5. die Teilnahme am Religions- oder Weltanschauungsunterricht, 
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(5) Die in den sonderpädagogischen Förderbogen aufgenomme-
nen Unterlagen können bei einem erneuten Verfahren zur Feststel-
lung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs mit herangezogen 
werden. 

(6) Abweichend von § 6 Absatz 3 Satz 1 ist die Führung des son-
derpädagogischen Förderbogens in digitaler Form ausgeschlossen. 
Der in Papierform zu führende sonderpädagogische Förderbogen ist 
besonders vor der Einsichtnahme durch Unbefugte gesichert und 
getrennt von den übrigen Schülerunterlagen an der jeweils besuch-
ten Schule aufzubewahren. Die Erstellung der in den sonderpädago-
gischen Förderbogen aufzunehmenden Dokumente kann auf einem 
dienstlichen digitalen Endgerät gemäß § 17 vorgenommen werden. 

§ 14 
Akten des pädagogischen Fachpersonals 

(1) Zum Zweck der Durchführung der ergänzenden Förderung 
und Betreuung im Sinne von § 19 Absatz 6 des Schulgesetzes oder 
im Rahmen der außerunterrichtlichen Förderung und Betreuung an 
Schulen mit Ganztagsbetrieb oder der verlässlichen Halbtagsgrund-
schule werden Akten des pädagogischen Fachpersonals im Sinne 
von § 16 der Schülerförderungs- und -betreuungsverordnung vom 
24. Oktober 2011 (GVBl. S. 506), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 492) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung angelegt.

(2) In den Akten des pädagogischen Fachpersonals dürfen folgen-
de personenbezogene Daten verarbeitet werden:
1. Name und Geburtsdatum der Schülerin oder des Schülers,
2. Namen, Anschrift und Telefonnummer der Erziehungsberech-

tigten,
3. der Betreuungsumfang,
4. Angaben zu Personen, die das Kind abholen dürfen,
5. Inhalte des Förderplans der Schule, deren Kenntnis für die er-

gänzende oder die außerunterrichtliche Förderung und Betreu-
ung erforderlich sind,

6. besondere Vorkommnisse, insbesondere Abwesenheiten,
7. erforderliche Gesundheitsdaten wie insbesondere Allergien oder 

chronische Erkrankungen zur Vermeidung von Notfällen und zur 
zielgerichteten Information der in Notfällen helfenden Personen,

8. Vorhandensein, Gültigkeitsdauer und Anspruchsgrundlage eines 
Berlinpass „Bildung und Teilhabe“ (BuT). 

(3) Die Akten des pädagogischen Fachpersonals werden unter 
Aufsicht der koordinierenden Fachkraft von der pädagogischen 
Fachkraft geführt, die die Schülerin oder den Schüler oder die Grup-
pe betreut.

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Erfüllung von 
Aufsichts- und Kontrollaufgaben ist zulässig, soweit sie zur Erfül-
lung dieser Aufgaben erforderlich ist. Diese Daten dürfen nur zum 
Zweck der jeweiligen Aufsichts- und Kontrollmaßnahme verarbeitet 
werden. Im Übrigen gilt § 65 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
– Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2824) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

§ 15 
Weitergabe von Schülerunterlagen und Datenübermittlung  

an andere Schulen
(1) Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler die bisher besuchte 

Schule, verbleiben die Schülerunterlagen bei dieser Schule, soweit 
in den folgenden Absätzen nichts Abweichendes geregelt ist. Ein 
Wechsel im Sinne der nachfolgenden Absätze liegt auch dann vor, 
wenn sich der Besuch der neuen Schule nicht unmittelbar an den 
Besuch der bisher besuchten Schule anschließt, sondern der Besuch 
der neuen Schule innerhalb einer Frist von zwei Jahren nach Ablauf 
des Schuljahres beginnt, in dem die bisher besuchte Schule verlas-
sen wurde. Schülerunterlagen müssen so versandt werden, dass 
Unbefugte keine Einsicht erlangen können.

innen und Schüler. Zudem enthält es Angaben zu erteiltem Unter-
richt, Stundenumfang und besonderen Vorkommnissen.

§ 12 
Akten der Oberstufenkoordinierenden,  

Akten der Abteilungsleiterin oder des Abteilungsleiters
(1) Die oder der Oberstufenkoordinierende, an beruflichen Gym-

nasien die Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter, führt über 
jede von ihr oder ihm betreute Schülerin und über jeden von ihr oder 
ihm betreuten Schüler besondere Akten, um gewährleisten zu kön-
nen, dass die organisatorischen Rahmenbedingungen für die Erfül-
lung der Zulassungsvoraussetzungen zur Abiturprüfung unter Be-
achtung der Wahl der Prüfungsfächer und der sonstigen Belegver-
pflichtungen erfüllt werden können, und um die betroffenen Schüle-
rinnen und Schüler bei der Kurswahl beraten zu können.

(2) Die Akten der Oberstufenkoordinierenden enthalten Informa-
tionen über absolvierte Kurse, Leistungen in den Kursen, Kurspla-
nungen, Beratungen in Bezug auf die Kursplanung und weitere nach 
den Bestimmungen der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe 
vom 18. April 2007 (GVBl. S. 156), die zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 17. Dezember 2021 (GVBl. S. 1390) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung erforderliche Informationen 
über die Schullaufbahn in der gymnasialen Oberstufe und das Abitur.

§ 13 
Sonderpädagogische Förderbögen

(1) Für Schülerinnen und Schüler, für die ein Antrag auf Feststel-
lung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs gemäß § 31 Absatz 1 
und 2 der Sonderpädagogikverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. 
S. 57), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 7. Juli 2022 
(GVBl. S. 492) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung gestellt wird, wird ein sonderpädagogischer Förderbogen an-
gelegt. Er dient als Grundlage für die Feststellung eines sonderpäd-
agogischen Förderbedarfs und für gegebenenfalls erforderliche 
sonderpädagogische Fördermaßnahmen.

(2) Der sonderpädagogische Förderbogen wird bei der besuchten 
Schule von der für die sonderpädagogische Förderung zuständigen 
Lehrkraft geführt. Die Schulpsychologischen und Inklusionspäda-
gogischen Beratungs- und Unterstützungszentren dürfen zur Durch-
führung der ihnen gemäß § 107 Absatz 3 Nummer 2 bis 5 des Schul-
gesetzes zugewiesenen Aufgaben in den sonderpädagogischen För-
derbogen ohne Einwilligung der betroffenen Person oder der Erzie-
hungsberechtigten Einsicht nehmen.

(3) Der sonderpädagogische Förderbogen enthält:
1. den Antrag auf sonderpädagogische Diagnostik,
2. die Vorklärung, 
3. soweit vorhanden die Dokumentation der Maßnahmen zur lern-

prozessbegleitenden Diagnostik und Förderung in Kopie aus 
dem Schülerbogen,

4. gegebenenfalls erforderliche Erklärungen über die Entbindung 
von der Schweigepflicht,

5. die für die schulische Entwicklung erforderlichen schul- und 
fachärztlichen Hinweise,

6. eine sonderpädagogische Stellungnahme oder ein sonderpäda-
gogisches Gutachten, Empfehlungen zum Nachteilsausgleich 
und zur Förderplanung sowie das Protokoll des Abschluss-
gesprächs der sonderpädagogischen Diagnostik,

7. weitere Unterlagen, die für das Verfahren zur Feststellung eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs erforderlich sind,

8. die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde über die Feststel-
lung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs,

9. Schriftwechsel im Rahmen des Verfahrens zur Feststellung ei-
nes sonderpädagogischen Förderbedarfs.

(4) Die Dokumentation des Verfahrens zur Feststellung eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs und die Anlage des sonderpäd-
agogischen Förderbogens erfolgt nach Maßgabe der Schulaufsichts-
behörde.
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§ 16 
Aufbewahrungsdauer und Löschfristen

(1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, sobald und soweit 
ihre Speicherung zur Erfüllung der schulischen Aufgaben nicht 
mehr erforderlich ist. Dies gilt entsprechend für Daten, die in Akten 
gespeichert sind. Die in den Absätzen 2 und 3 bezeichneten Auf-
bewahrungsfristen bleiben unberührt.

(2) Es sind aufzubewahren:
1.   Durchschriften von Abgangs- und Abschluss-

zeugnissen sowie Protokolle über die Teil-
nahme an Prüfungen; sofern solche Unterlagen 
nicht vorhanden sind, an ihrer Stelle Unter-
lagen, mit deren Hilfe der Schulbesuch 
nachgewiesen werden kann, ohne die zu diesen 
Unterlagen genommenen Anlagen 60 Jahre,

2.   Prüfungsunterlagen zehn Jahre,
3.   sonderpädagogische Förderbögen fünf Jahre,
4.   Schülerbögen oder sie ersetzende Unterlagen, 

Akten des pädagogischen Fachpersonals zwei Jahre,
5.   Akten der Oberstufenkoordinierenden zwei Jahre,

oder, wenn die Schülerin oder der Schüler die 
Schule vor dem Abitur verlässt, fünf Jahre,

6.   Schülerkarteien ein Jahr.

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Schuljahres, in dem 
die Schülerin oder der Schüler die Schule, die die Unterlagen ange-
legt hat, verlassen hat. Sie endet in den Fällen der Nummern 2, 3 und 
4 jedoch nicht vor Ablauf der allgemeinen Schulpflicht. 

(3) Es sind aufzubewahren:
1.   Klassenbücher, soweit nicht Klassenbücher 

nach Nummer 2 betroffen sind, Kursbücher und 
Unterrichtsbücher für Fördermaßnahmen zwei Jahre,

2.   Klassenbücher im Bildungsgang Integrierte 
Berufsausbildungsvorbereitung (§ 29 Absatz 3 
des Schulgesetzes) bei öffentlicher Förderung zehn Jahre,

3.   Anwesenheitsnachweise der gymnasialen 
Oberstufe zwei Jahre.

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Schuljahres, in dem 
die Unterlagen erstellt wurden.

(4) Die Bildungsgangempfehlung oder die Förderprognose und 
die Dokumentation des Beratungsgespräches in der Grundschule 
werden bis zum Ende der Jahrgangsstufe 10 aufbewahrt.

(5) Die Aufbewahrungsdauer ist bei Beginn der Aufbewahrungs-
frist von der aktenführenden Person auf dem Aktendeckel oder in 
der digital geführten Schülerunterlage zu vermerken.

(6) Daten, die in hohem Maß das Persönlichkeitsrecht der betrof-
fenen Person berühren, sind während des Laufs der Aufbewahrungs-
frist von Amts wegen zu löschen, soweit ihre Verarbeitung nicht 
mehr zwingend erforderlich ist.

(7) Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Unterlagen jahr-
gangsweise zu vernichten. Hiervon kann im Einzelfall abgewichen 
werden, wenn die weitere Aufbewahrung einer Unterlage erforder-
lich ist.

(8) Auf Antrag der betroffenen Person oder ihrer Erziehungsbe-
rechtigten ist zu prüfen, ob in den Schülerunterlagen festgehaltene 
personenbezogene Daten noch benötigt werden. § 5 Absatz 1 gilt 
entsprechend. Unterlagen über Ordnungsmaßnahmen werden in der 
Regel nach Ablauf von drei Schuljahren nicht mehr benötigt, wenn 
nach der getroffenen Ordnungsmaßnahme keine weiteren Ord-
nungsmaßnahmen ergriffen worden sind. Begründungen für Fehl-
zeiten sind nur bis zum Ablauf des Schuljahres aufzubewahren, das 
auf das Schuljahr folgt, in dem die Fehlzeiten entstanden sind.

(2) Bei einem Wechsel innerhalb Berlins von einer allgemein-
bildenden Schule auf eine andere allgemeinbildende Schule werden 
übersandt:
1. der Schülerbogen,
2. der sonderpädagogische Förderbogen, wenn weiterhin sonder-

pädagogischer Förderbedarf besteht. 
(3) Bei einem Wechsel innerhalb Berlins von einer allgemein-

bildenden Schule auf eine berufliche Schule werden übersandt:
1. Abschriften der Zeugnisse aus der Sekundarstufe I, 
2. weiterhin gültige Entscheidungen zu Nachteilsausgleich und 

Notenschutz, 
3. weiterhin gültige Förderpläne,
4. der sonderpädagogische Förderbogen, wenn weiterhin sonder-

pädagogischer Förderbedarf besteht.
Der Schülerbogen ist der aufnehmenden beruflichen Schule nur auf 
begründetes Verlangen zur Einsichtnahme zu übersenden. Das Fort-
bestehen sonderpädagogischen Förderbedarfs teilt die abgebende 
Schule schon im Anmeldeverfahren mit.

(4) Bei einem Wechsel innerhalb Berlins zwischen beruflichen 
Schulen werden übersandt:
1. das Schülerpersonalblatt,
2. der sonderpädagogische Förderbogen, wenn weiterhin sonder-

pädagogischer Förderbedarf besteht.
(5) Bei einem Wechsel innerhalb Berlins zwischen gymnasialen 

Oberstufen werden übersandt:
1. der Schülerbogen oder das Schülerpersonalblatt,
2. der sonderpädagogische Förderbogen, wenn weiterhin sonder-

pädagogischer Förderbedarf besteht,
3. auf begründetes Verlangen der aufnehmenden Schule die schü-

lerbezogenen Angaben aus den Kurs- und Anwesenheitsnach-
weisen sowie den Akten der Oberstufenkoordinierenden.

(6) Bei einem Wechsel auf eine öffentliche Schule oder eine an-
erkannte Ersatzschule eines anderen Landes der Bundesrepublik 
Deutschland gelten die Absätze 2 bis 5 mit der Maßgabe, dass Unter-
lagen nur auf begründetes Verlangen der aufnehmenden Schule oder 
auf Antrag der Schülerin oder des Schülers oder der Erziehungs-
berechtigten übersandt werden.

(7) Wird die Schülerin oder der Schüler vorübergehend in eine 
Schule für Kranke im Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 der Sonder-
pädagogikverordnung aufgenommen, übersendet die Stammschule 
den Schülerbogen und den sonderpädagogischen Förderbogen zum 
Verbleib für die Dauer des Aufenthalts der Schülerin oder des Schü-
lers an die Schule für Kranke. Die Stammschule bleibt verantwort-
lich für Eintragungen in den Schülerbogen und den sonderpädago-
gischen Förderbogen. Die Schule für Kranke übersendet der Stamm-
schule ihren dokumentierten Bericht über die während des Aufent-
halts erkennbare Lern- und Leistungsentwicklung sowie den fort-
bestehenden Unterstützungsbedarf der Schülerin oder des Schülers 
unter Beachtung der ärztlichen Schweigepflicht.

(8) Bei einem Wechsel auf eine nicht anerkannte Ersatzschule im 
Inland oder auf eine Schule im Ausland wird der aufnehmenden 
Schule auf ihr begründetes Verlangen oder auf Antrag der Schülerin 
oder des Schülers oder der Erziehungsberechtigten ein pädago-
gisches Gutachten über den Leistungsstand übersandt.

(9) Die elektronische Übermittlung von Schülerunterlagen darf 
nur unter Verwendung einer dem aktuellen Stand der Technik ent-
sprechenden Ende-zu-Ende-Verschlüsselung erfolgen. 

(10) Bei einem Wechsel zwischen an das Fachverfahren nach  
§ 64a Absatz 1 des Schulgesetzes angeschlossenen Schulen geht die 
Berechtigung zum Zugriff auf die Schülerdaten von der abgebenden 
Schule auf die aufnehmende Schule über. Mit der Aufnahme in die 
neue Schule gehen alle Rechte und Pflichten eines Verantwortlichen 
auf die aufnehmende Schule über. Ein weiterer Zugriff der abgeben-
den Schule ist unzulässig. Die Schulaufsichtsbehörde schließt einen 
weiteren Zugriff der abgebenden Schule durch ein Rollen- und Be-
rechtigungskonzept aus.
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§ 19 
Elternvertretung und Schülervertretung

(1) Eine Schule darf die Namen, Telefonnummern und E-Mail-
Adressen der Klassenelternsprecherinnen und Klassenelternspre-
cher verarbeiten und an die Erziehungsberechtigten der Klasse und 
an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Gesamtelternvertre-
tung übermitteln. Die Namen, Telefonnummern und E-Mail-Adres-
sen der oder des Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden 
der Gesamtelternvertretung einer Schule dürfen verarbeitet und an 
die Mitglieder der Gesamtelternvertretung der jeweiligen Schule 
übermittelt werden. Die Sätze 1 und 2 gelten an Oberstufenzentren 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Gesamtelternvertretung die 
Abteilungselternvertretung tritt.

(2) Personenbezogene Daten nach Absatz 1 dürfen grundsätzlich 
nur für die Dauer der Amtszeit des Empfängers verarbeitet werden. 
Sie sind zu löschen, sobald die Amtszeit abgelaufen ist.

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch gewählte 
Vertreterinnen und Vertreter der Erziehungsberechtigten oder der 
Schülerinnen und Schüler im Rahmen der gesetzlich vorgesehenen 
Mitwirkung in schulischen und überschulischen Gremien ist zuläs-
sig, sofern dies im Rahmen der Aufgabenerfüllung der gesetzlich 
vorgesehenen Gremien erforderlich ist. 

(4) Die allgemeinbildenden Schulen dürfen die Namen, Anschrif-
ten, E-Mail-Adressen und Telefonnummern der in den jeweiligen 
Bezirksausschuss gewählten Vertreterinnen und Vertreter sowie de-
ren Stellvertreterinnen und Stellvertreter verarbeiten und an die für 
die Gremienarbeit der Bezirksausschüsse gemäß § 110 des Schul-
gesetzes bei den Bezirksämtern eingerichteten Geschäftsstellen 
übermitteln. Die beruflichen Schulen dürfen die personenbezogenen 
Daten nach Satz 1 der in die Ausschüsse für berufliche Schulen ge-
mäß § 112 des Schulgesetzes gewählten Vertreterinnen und Vertreter 
sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter verarbeiten und an 
die bei der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung ein-
gerichtete Geschäftsstelle übermitteln. Die Geschäftsstellen der 
wählenden Gremien und der benennenden Stellen dürfen die perso-
nenbezogenen Daten nach Satz 1 der gewählten und der benannten 
Mitglieder des Beirats Berufliche Schulen gemäß § 113 des Schul-
gesetzes, der Landesausschüsse gemäß § 114 des Schulgesetzes und 
des Landesschulbeirats gemäß § 115 des Schulgesetzes sowie der 
für ihre Vertretung bei Abwesenheit gewählten oder benannten Per-
sonen verarbeiten und an die bei der für das Schulwesen zuständigen 
Senatsverwaltung eingerichtete Geschäftsstelle übermitteln.

§ 20 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter  

sowie Psychologinnen und Psychologen
Eine Schulsozialarbeiterin oder ein Schulsozialarbeiter und die an 

einer Schule tätige Psychologin oder der an einer Schule tätige Psy-
chologe darf die Schulleiterin oder den Schulleiter oder die zustän-
dige pädagogische Dienstkraft darüber informieren, dass sie oder er 
zu einer bestimmten Zeit von einer bestimmten Schülerin oder einem 
bestimmten Schüler aufgesucht wurde, wenn diese Information zur 
Erfüllung der Aufsichtspflicht der Schule benötigt wird. Wenn die 
von der Schülerin oder dem Schüler aufgesuchte Person der Dienst-
aufsicht des Landes Berlin untersteht, ist sie befugt, auf Verlangen 
der oder des Vorgesetzten Angaben zu Zeit und Anlass dienstlicher 
Tätigkeiten außerhalb der Schule zu machen.

§ 21 
Bildung und Teilhabe

(1) Schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Zusam-
menhang mit der Planung, Durchführung und Abrechnung von 
Schülerfahrten oder Schulausflügen an der Erbringung von Sozial-
leistungen mitwirken oder an der Bewilligung, Organisation und 
Begleitung von ergänzender Lernförderung im Sinne von § 28 Ab-
satz 5 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grund-
sicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert 

Abschnitt 3 
Sonstige Datenverarbeitung in den Schulen

§ 17 
Digitale Endgeräte

(1) Sofern einer schulischen Mitarbeiterin oder einem schulischen 
Mitarbeiter von der Schulaufsichtsbehörde oder von der Schul-
behörde ein dienstliches digitales Endgerät zur Verfügung gestellt 
wurde, darf die Verarbeitung personenbezogener Daten zu dienst-
lichen Zwecken nur auf diesem Endgerät erfolgen. 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt lokal oder 
im Rahmen einer Auftragsverarbeitung gemäß Artikel 28 und 29 der 
Datenschutz-Grundverordnung.

(3) Eine schulische Mitarbeiterin oder ein schulischer Mitarbeiter, 
der oder dem ein mobiles dienstliches digitales Endgerät zur Verfü-
gung gestellt wurde, ist verpflichtet, dieses Endgerät vor dem Zu-
griff Unbefugter zu schützen. Hierbei sind geeignete Maßnahmen 
wie insbesondere die Vergabe eines sicheren Passworts und die 
Aufbewahrung des Endgeräts an einem vor dem Zugriff Unbefugter 
sicheren Ort zu treffen.

(4) Die Schulaufsichtsbehörde stellt durch technische Maßnah-
men wie Datenträgerverschlüsselung den Schutz der mobilen 
dienstlichen digitalen Endgeräte vor unbefugtem Zugriff sicher.

(5) Die Genehmigung des Einsatzes eines privaten digitalen End-
geräts zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß § 64 Ab-
satz 2 Satz 5 des Schulgesetzes darf nur erteilt werden, solange und 
soweit der schulischen Mitarbeiterin oder dem schulischen Mitar-
beiter für einen nicht unerheblichen Zeitraum kein dienstliches digi-
tales Endgerät nach Absatz 1 zur Verfügung steht. Für die Erteilung 
der Genehmigung ist das Einvernehmen mit der Schulaufsichts-
behörde herzustellen.

§ 18 
Dienstliche Kommunikation 

(1) Sofern einer schulischen Mitarbeiterin oder einem schulischen 
Mitarbeiter von der Schulaufsichtsbehörde ein dienstliches E-Mail-
Konto eingerichtet wurde, darf dienstliche Kommunikation mittels 
E-Mail, bei der personenbezogene Daten Dritter verarbeitet werden, 
nur über dieses dienstliche E-Mail-Konto erfolgen. Andere, insbe-
sondere private E-Mail-Konten dürfen nicht für die dienstliche Kom-
munikation unter Verarbeitung personenbezogener Daten genutzt 
werden. Dienstliche Kommunikation im Sinne dieser Vorschrift um-
fasst sowohl die Kommunikation schulischer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter untereinander als auch die Kommunikation dieser Perso-
nen mit Schülerinnen und Schülern oder deren Erziehungsberechtig-
ten sowie Dritten, soweit sie zu dienstlichen Zwecken erfolgt.

(2) Darüber hinaus können für die dienstliche Kommunikation, 
bei der personenbezogene Daten digital verarbeitet werden, sonstige 
von der Schulaufsichtsbehörde zur Verfügung gestellte oder geneh-
migte Dienste und von der Schulbehörde zur Verfügung gestellte 
Kommunikationsgeräte genutzt werden.

(3) Andere als in Absatz 1 und 2 genannte Kommunikationsdiens-
te dürfen nicht für die dienstliche Kommunikation, bei der perso-
nenbezogene Daten digital verarbeitet werden, genutzt werden. 
Hiervon ausgenommen ist die fernmündliche Kommunikation mit-
tels privater Telefone zwischen schulischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und weiteren schulischen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, Erziehungsberechtigten oder Schülerinnen und Schülern, 
soweit dies erforderlich ist. Dabei dürfen Telefonnummern nicht im 
Adressbuch gespeichert werden. 

(4) Besonders schutzbedürftige personenbezogene Daten wie ins-
besondere Gesundheitsdaten müssen mit einer dem aktuellen Stand 
der Technik entsprechenden Ende-zu-Ende-Verschlüsselung über-
mittelt werden.

(5) Im Rahmen dienstlicher Kommunikation ist die Übermittlung 
personenbezogener Daten über externe Speichermedien wie ins-
besondere Festplatten und USB-Sticks untersagt, es sei denn, das 
Speichermedium wird mittels Verschlüsselung vor Kenntnisnahme 
durch Unbefugte gesichert.
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verarbeiter der Schulen verarbeitet. Die Schulaufsichtsbehörde setzt 
als Unterauftragsverarbeiter insbesondere das IT-Dienstleistungs-
zentrum Berlin gemäß § 24 Absatz 1 des E-Government-Gesetzes 
Berlin vom 30. Mai 2016 (GVBl. S. 282), das zuletzt durch Gesetz 
vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1122) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung ein. Die personenbezogenen Daten 
werden nur über die besonders gesicherte zentrale Schulverwal-
tungsumgebung von den Schulen als den Verantwortlichen an den 
Auftragsverarbeiter übermittelt. Der Auftragsverarbeiter gewähr-
leistet nach Maßgabe des von der jeweiligen Schule mit ihm ge-
schlossenen Auftragsverarbeitungsvertrages im Sinne der Artikel 28 
und 29 der Datenschutz-Grundverordnung die Zugangskontrolle 
zum Rechenzentrum, die Belastbarkeit der Systeme sowie die Inte-
grität, Verfügbarkeit und Vertraulichkeit der Daten. Die verwendete 
Software protokolliert, ob die Eingabe automatisch oder manuell 
erfolgt ist, und die Änderungen gespeicherter personenbezogener 
Daten unter Speicherung von Zeitstempel und Nutzerbezeichnung. 

(2) Die Schulen als für die Verarbeitung der personenbezogenen 
Daten Verantwortliche halten den Datenbestand aktuell und berich-
tigen Fehler. Die Schulen schließen beim Anschluss an das Fachver-
fahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgesetzes mit dem Auftragsver-
arbeiter eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung entsprechend den 
Artikeln 28 und 29 der Datenschutz-Grundverordnung.

(3) Innerhalb einer Schule obliegt der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter die Wahrnehmung folgender Aufgaben:
1. Durchführung des Berechtigungsmanagements gemäß § 64a 

Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Schulgesetzes,
2. Erfüllung von Auskunftsansprüchen einer betroffenen Person 

bezüglich der Speicherung ihrer Daten im Fachverfahren nach 
§ 64a Absatz 1 des Schulgesetzes gemäß § 16 des Berliner Da-
tenschutzgesetzes in Verbindung mit § 64 Absatz 6 des Schul-
gesetzes,

3. Ausübung des Weisungsrechts gemäß Artikel 29 der Daten-
schutz-Grundverordnung gegenüber dem Auftragsverarbeiter.

(4) Durch technisch-organisatorische Maßnahmen wird gewähr-
leistet, dass für Zwecke der Schulstatistik nur die in § 27 Absatz 4 
und 5 genannten Schülermerkmale exportiert werden können. Hier-
für gewährt die für das Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des 
Schulgesetzes zuständige Stelle der Schulaufsichtsbehörde der für 
Schulstatistik zuständigen Stelle der Schulaufsichtsbehörde eine 
ausschließlich für schulstatistische Zwecke zur Verfügung gestellte 
Ansicht auf die im Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schul-
gesetzes gespeicherten schülerbezogenen Merkmale. Ein direkter 
Zugriff der für Schulstatistik zuständigen Stelle der Schulaufsichts-
behörde auf die Datenbank des Fachverfahrens nach § 64a Absatz 1 
ist ausgeschlossen.

§ 25 
Identitätsmanagement

(1) Von den im Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schulge-
setzes gemäß Anlage 1 zu dieser Verordnung verarbeiteten perso-
nenbezogenen Daten der Schülerinnen und Schüler sowie der schu-
lischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen die in Anlage 2 zu 
dieser Verordnung aufgeführten personenbezogenen Daten an das 
Fachverfahren nach § 64c Absatz 1 des Schulgesetzes übermittelt 
werden. 

(2) Erfolgt zur Durchführung der Authentifizierung eine Auftrags-
verarbeitung durch Dritte, dürfen an diese nur pseudonymisierte 
Daten übermittelt werden, sofern nicht im Hinblick auf die Funkti-
onsfähigkeit des vom Auftragsverarbeiter zur Verfügung gestellten 
Dienstes die Übermittlung von nicht-pseudonymisierten personen-
bezogenen Daten erforderlich ist.

(3) Durch technisch-organisatorische Maßnahmen ist zu gewähr-
leisten, dass keine Übermittlung personenbezogener Daten zwischen 
den an das Identitätsmanagement angeschlossenen digitalen Diens-
ten erfolgt. Die angeschlossenen Dienste verwenden unterschied-
liche, im Identitätsmanagement hinterlegte und nicht miteinander in 
Beziehung stehende Identifikationen, sodass eine Zuordnung eines 
Nutzenden nur dem Identitätsmanagement möglich ist. Sofern dies 

worden ist, in der jeweils geltenden Fassung oder § 34 Absatz 5 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung be-
teiligt sind, dürfen sich den Berlinpass „Bildung und Teilhabe“ 
(BuT) oder einen anderen Nachweis der Berechtigung vorlegen 
lassen. Bei der Ausgabe eines in schulischer Verantwortung angebo-
tenen Mittagessens ist die Offenlegung von Sozialdaten gegenüber 
Dritten zu vermeiden.

(2) In Veranstaltungen der ergänzenden Lernförderung erstellte 
Anwesenheitslisten, die Grundlage für die Abrechnung mit dem  
Anbieter sind, dürfen bis zur Prüfung der Rechnungslegung durch 
die Schulleiterin oder den Schulleiter unter Verschluss und getrennt 
von den sonstigen Schülerunterlagen aufbewahrt und anschließend 
verschlossen an die zuständige Abrechnungsstelle der Schulauf-
sichtsbehörde weitergeleitet werden.

§ 22 
Schülerausweise

(1) Die Datenverarbeitung bei Erstellung elektronisch auslesbarer 
Schülerausweise in einem von der Schulaufsichtsbehörde bereitge-
stellten Verfahren ist mit Einwilligung der betroffenen Person oder 
ihrer Erziehungsberechtigten zulässig. In diesem Zusammenhang 
übermittelte Bilddaten der betroffenen Person dürfen im Fachver-
fahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgesetzes gespeichert werden.

(2) Wenn eine Schule ein privatwirtschaftliches Unternehmen mit 
der Herstellung von Schülerausweisen beauftragt, ist zwischen der 
Schule und dem Unternehmen ein Auftragsverarbeitungsvertrag 
nach Maßgabe der Artikel 28 und 29 der Datenschutz-Grundver-
ordnung abzuschließen. In dem Vertrag sind die technischen Abläufe 
der Datenverarbeitung einschließlich der Speicherung, Bearbeitung 
und Übermittlung etwaiger hergestellter Fotos durch das Unterneh-
men ebenso darzustellen wie die von dem Unternehmen zum Schutz 
der Vertraulichkeit und Integrität der personenbezogenen Daten er-
griffenen technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter sind Kontroll- und Weisungsrechte einzu-
räumen. Die Erteilung von Unteraufträgen durch das Unternehmen, 
auch in Gestalt der Nutzung von Webdiensten, bedarf der Genehmi-
gung durch die Schulleiterin oder den Schulleiter. Personenbezoge-
ne Daten der Schülerinnen und Schüler sind spätestens drei Monate 
nach der Erhebung zu löschen. Eine Nutzung personenbezogener 
Daten zu Werbezwecken ist auszuschließen.

§ 23 
Vertretungspläne

(1) Vertretungspläne, die öffentlich zugänglich gemacht werden, 
dürfen vorbehaltlich von Satz 2 keine personenbezogenen Daten, ins-
besondere keine Namen der zu vertretenden Personen oder der Ver-
tretung, enthalten. Die Kennzeichnung der Vertretung mit einem 
Pseudonym ist zulässig. Die Liste mit den Zuordnungen der Pseudo-
nyme zu den Namen darf nicht öffentlich zugänglich gemacht werden.

(2) Vertretungspläne, die nur einem begrenzten Adressatenkreis 
innerhalb der Schulgemeinschaft gegenüber bekannt gemacht wer-
den, unterliegen nicht den Einschränkungen von Absatz 1 Satz 1. Nur 
einem begrenzten Adressatenkreis innerhalb der Schulgemeinschaft 
gegenüber bekannt gemacht werden insbesondere Vertretungspläne, 
die im Schulgebäude ausgehangen werden, sowie Vertretungspläne, 
die webbasiert mit einem sicheren Passwort versehen sind, das nur 
der Schulgemeinschaft gegenüber bekannt gemacht wird.

Teil 3 
Datenverarbeitung bei sonstigen Stellen 

§ 24 
Berliner Lehrkräfte-Unterrichts-Schul-Datenbank 

(1) Im Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgesetzes 
werden die in Anlage 1 zu dieser Verordnung aufgeführten perso-
nenbezogenen Daten durch die Schulaufsichtsbehörde als Auftrags-
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stellung und Analyse zu wahren sowie die Erhebungsmethoden 
verbindlich festzulegen,

4. die statistische Geheimhaltung nach § 16 des Landesstatistik-
gesetzes vom 9. Dezember 1992 (GVBl. S. 365), das zuletzt 
durch Artikel 50 des Gesetzes vom 12. Oktober 2020 (GVBl. 
S. 807) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
sicherzustellen,

5. Daten, die auf Grund eines Gesetzes für andere als statistische 
Zwecke erhoben oder im Schulbetrieb auf gesetzlicher Grund-
lage für andere Zwecke erzeugt worden sind, auf Anforderung 
der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung als Statis-
tiken im Verwaltungsvollzug im Sinne von § 4 Absatz 3 des Lan-
desstatistikgesetzes für die in Absatz 2 genannten Zwecke auf-
zubereiten und

6. ein Verzeichnis der einzelnen Statistiken der Schulstatistik ein-
schließlich der Statistiken im Verwaltungsvollzug zu führen und 
zu veröffentlichen.

(2) Für Zwecke der Schulverwaltung und der Schulaufsicht er-
stellt die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung Statisti-
ken (Schulstatistik als Landesstatistik). Die Statistikstelle der für das 
Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung führt jährlich folgende 
Erhebungen durch:
1. Erfassung aller Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender 

Schulen Berlins vier Wochen nach dem Ende der Sommerferien, 
wobei Schulanfängerinnen und Schulanfänger sowie Schülerin-
nen und Schüler in Willkommensklassen besonders ausgewie-
sen werden,

2. Erfassung aller Schülerinnen und Schüler beruflicher Schulen 
Berlins in der ersten Oktoberwoche, wobei Schülerinnen und 
Schüler in Willkommensklassen besonders ausgewiesen werden,

3. Voraberhebung zur Ausbildungsplatzsituation durch Erfassung 
aller Schülerinnen und Schüler des ersten Ausbildungsjahres so-
wie der zu Beginn des Schuljahres neu aufgenommenen Schüle-
rinnen und Schüler beruflicher Schulen zwei Wochen nach dem 
Ende der Sommerferien,

4. Erfassung der Teilnehmenden an allgemeinbildenden Lehrgän-
gen der Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs am 1. Novem-
ber mit zusätzlicher Erhebung in der Mitte des darauffolgenden 
Februars,

5. Erfassung der Schülerinnen und Schüler, die Abendlehrgänge an 
beruflichen Schulen besuchen, in der ersten Oktoberwoche,

6. Erfassung der die Schule verlassenden Schülerinnen und Schüler 
zum 31. Juli unter den Gesichtspunkten erreichter Abschluss im 
Vergleich zu Förderprognose der Grundschule und Geburtsjahr.

(3) Für die Erstellung der auf Schülerinnen und Schüler bezo-
genen Statistiken dürfen nur solche schülerbezogenen Merkmale 
erhoben und verarbeitet werden, die in Absatz 6 und 7 oder einer 
anderen Rechtsvorschrift aufgeführt sind, sofern dies für die Durch-
führung der jeweiligen Erhebung erforderlich ist. Weitere schul- und 
unterrichtsbezogene Einzeldaten können als Statistiken im Verwal-
tungsvollzug im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 des Lan-
desstatistikgesetzes von den Schulen oder der für das Schulwesen 
zuständigen Senatsverwaltung, bei denen oder bei der die Daten 
anfallen oder vorliegen, verarbeitet werden. Sofern der Zweck der 
jeweiligen Erhebung nicht beeinträchtigt wird, sind die von den 
Schulen zu übermittelnden Erhebungsmerkmale vor Übermittlung 
an die Schulaufsichtsbehörde zu pseudonymisieren oder zu aggre-
gieren.

(4) Die Statistikstelle der Schulaufsichtsbehörde erhebt von den 
Schulen unter Verwendung eines standardisierten Online-Fragebo-
gens Summenangaben der Schülerinnen und Schüler einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe. Die ausgefüllten Online-Fragebögen 
werden in dem Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgeset-
zes gespeichert. Die Statistikstelle der Schulaufsichtsbehörde darf 
auf die gespeicherten Online-Fragebögen zugreifen, um sie statis-
tisch aufzubereiten.

bei bestimmten Daten im Hinblick auf die Funktionsfähigkeit der 
angeschlossenen Dienste nicht möglich ist, ist eine Übermittlung 
vertraglich auszuschließen.

(4) Der Schulleiterin oder dem Schulleiter obliegt die Freigabe 
eines an das Identitätsmanagement angeschlossenen Dienstes für die 
Schule. Die Freigabe der Nutzerinnen und Nutzer der jeweiligen 
Schule erfolgt durch eine von der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
beauftragte Person.

§ 26 
Schulpsychologische und Inklusionspädagogische  

Beratungs- und Unterstützungszentren
(1) Die Inanspruchnahme von Beratung, Unterstützung und Diag-

nostik sowie die Teilnahme an Tests auf Grundlage von § 107 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5 des Schulgesetzes (Tätigkeit des 
Schulpsychologischen Dienstes im Fachbereich Schulpsychologie) 
und die Inanspruchnahme von Leistungen nach § 107 Absatz 3 
Nummer 2 (individuelle pädagogische und sonderpädagogische  
Diagnostik und Beratung durch den Fachbereich Inklusionspädago-
gik) sind freiwillig. Für die Verarbeitung personenbezogener Daten, 
insbesondere durch Anlage einer Akte oder Übermittlung der Daten 
an Dritte, ist eine auf die konkrete Verarbeitung bezogene Einwilli-
gung der betroffenen Person gemäß § 3 erforderlich. Wird keine 
Einwilligung erteilt, erfolgt eine Beratung ohne Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten der betroffenen Person.

(2) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen 
von Tätigkeiten auf Grundlage von § 107 Absatz 3 Nummer 3 bis 5 
des Schulgesetzes ist keine Einwilligung der betroffenen Person  
erforderlich.

(3) Bei Tätigkeiten auf Grundlage von § 107 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 des Schulgesetzes (Präventionsberatung und -unterstüt-
zung), § 107 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes (systembezogene 
Beratung und Unterstützung) und § 107 Absatz 3 Nummer 1 des 
Schulgesetzes (systemische Inklusionsberatung und -unterstützung) 
sind Befragungen oder ähnliche Erhebungen an Schulen anonymi-
siert durchzuführen, soweit dadurch der Zweck der Erhebung nicht 
beeinträchtigt wird. Werden zur Sicherung der Aussagekraft oder 
Repräsentativität der Ergebnisse personenbezogene Daten erhoben, 
ist das Ausmaß der Erhebung auf das notwendige Minimum zu be-
schränken und sind die personenbezogenen Daten frühestmöglich 
zu löschen.

(4) Werden personenbezogene Daten, die auf Grundlage des § 107 
des Schulgesetzes verarbeitet werden, digital gespeichert, erfolgt 
eine Verarbeitung auf dienstlichen Geräten, die über die Informa-
tions- und Kommunikationsinfrastruktur des Trägers der Schul-
psychologischen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Un-
terstützungszentren oder einen besonders gesicherten Teil des Lan-
desnetzes mit dem Internet verbunden sind. Die Kenntnisnahme 
Unbefugter ist nach dem Stand der Technik auszuschließen.

(5) Schülerbezogene Akten der Schulpsychologischen und Inklu-
sionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungszentren sind in 
der Regel bis zum Ablauf des Schuljahres aufzubewahren, in dem 
die betroffene Person das 21. Lebensjahr vollenden würde. Nach 
Ablauf der Frist sind die Akten jahrgangsweise zu vernichten.

§ 27 
Schulstatistik

(1) Zu den Aufgaben der Statistikstelle in der für das Schulwesen 
zuständigen Senatsverwaltung gehört es insbesondere,
1. die statistischen Einzelangaben und Daten von den Schulen und 

den Schulbehörden zu erheben, auf ihre Plausibilität zu prüfen 
und statistisch aufzubereiten,

2. die Ergebnisse bereitzustellen und zu veröffentlichen sowie dem 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, dem statistischen Bun-
desamt und der Kultusministerkonferenz zu übermitteln,

3. die Grundsätze der Neutralität, Objektivität und wissenschaft-
lichen Unabhängigkeit bei der Erfassung, Aufbereitung, Dar-
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des Bildungsganges und zur Organisation von Bewerbungsverfah-
ren um Plätze an beruflichen und anderen Schulen der Sekundar-
stufe II dürfen die in Absatz 2 genannten personenbezogenen Daten 
mit Einwilligung der betroffenen Person in einer von der Schulauf-
sichtsbehörde betriebenen Datenbank verarbeitet werden. 

(2) In der Datenbank gemäß Absatz 1 Satz 2 werden folgende 
personenbezogene Daten verarbeitet:
1. Name,
2. Geburtsdatum,
3. Anschrift,
4. Telefonnummer,
5. E-Mail-Adresse,
6. Zeitpunkt, Beteiligte, Verlauf und Ergebnisse der Beratungsge-

spräche einschließlich Ziele der zu beratenden Person,
7. Dokumentation einer erteilten Einwilligung in die Offenlegung 

der Beratungsdokumentation im Rahmen der Jugendsozialarbeit 
gemäß § 13 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch,  
jeweils gesondert gegenüber der zuständigen Agentur für Arbeit, 
dem zuständigen Jobcenter und dem zuständigen Jugendamt.

(3) Unter der Bezeichnung Jugendberufsagentur Berlin werden 
die Schulaufsichtsbehörde und einzelne berufliche Schulen jeweils 
als selbstständige datenverarbeitende Stellen tätig, auch wenn sie 
miteinander oder mit einer Regionaldirektion der Bundesagentur für 
Arbeit, einem Jobcenter oder im Rahmen der Jugendsozialarbeit ge-
mäß § 13 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch mit einem 
Jugendamt kooperieren. Die Schulaufsichtsbehörde und die Schulen 
sind für die Verarbeitung personenbezogener Daten innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit jeweils allein verantwortlich. Die Über-
mittlung personenbezogener Daten zwischen den in Satz 1 genann-
ten Stellen bedarf der Einwilligung der betroffenen Person, sofern 
die Übermittlung nicht durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist.

(4) Die von der Schulaufsichtsbehörde in die Jugendberufsagen-
tur Berlin entsandten Beraterinnen und Berater der beruflichen 
Schulen sowie die Netzwerkstelle der Jugendberufsagentur Berlin 
innerhalb der Schulaufsichtsbehörde dürfen auf die personenbezo-
genen Daten in der Datenbank gemäß Absatz 1 Satz 2 zugreifen, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben, insbesondere 
der Beratung und Koordination der Vermittlung weiterführender 
Bildungsangebote, erforderlich ist.

(5) Mit Einwilligung der betroffenen Person dürfen die personen-
bezogenen Daten gemäß Absatz 2 insbesondere übermittelt werden an
1. die Schulen, bei denen die betroffene Person eine Bewerbung um 

einen Schulplatz betreibt, und die Schulen mit einem vergleich-
baren Bildungsangebot innerhalb desselben Berufsfeldes sowie

2. die in Absatz 2 Nummer 7 aufgeführten Sozialleistungsträger.
(6) Die Beratungsdokumentation wird solange gespeichert, bis 

die betroffene Person das 21. Lebensjahr vollendet hat. Danach wird 
die Beratungsdokumentation gelöscht, sofern die betroffene Person 
nicht schriftlich in die weitere Speicherung höchstens bis zur Voll-
endung des 25. Lebensjahres einwilligt.

Teil 4 
Schlussbestimmungen

§ 29 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Schuldatenverordnung vom 13. Oktober 1994 (GVBl. S. 435), die 
zuletzt durch Verordnung vom 15. September 2010 (GVBl. S. 446) 
geändert worden ist, außer Kraft.

Berlin, den 7. August 2023

Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie

Katharina  G ü n t h e r  - W ü n s c h

(5) Anstelle der durch die Schulen nach Absatz 4 auszufüllenden 
Online-Fragebögen darf die Statistikstelle die Einzelangaben zu 
Schülerinnen und Schülern im Wege des Verfahrens nach § 24 Ab-
satz 4 aus dem Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgesetzes 
entnehmen und statistisch aufbereiten.

(6) Schülerbezogene Erhebungsmerkmale der Schulstatistik sind:
1. Geburtsmonat und -jahr,
2. Geburtsland (Staat),
3. bei nichtdeutschem Geburtsland das Jahr des Zuzuges nach 

Deutschland,
4. Geschlecht,
5. Wohnort (Ortsteil),
6. Staatsangehörigkeit,
7. Erstsprachen,
8. Lernmittelzuzahlungsbefreiung gemäß § 50 Absatz 2 Satz 2 des 

Schulgesetzes und § 7 der Lernmittelverordnung vom 16. De-
zember 2010 (GVBl. S. 662), die zuletzt durch Artikel 4 der Ver-
ordnung vom 3. August 2018 (GVBl. S. 506) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung; für Jahrgangsstufen, für 
die keine gesetzliche Lernmittelzuzahlungspflicht besteht, er-
satzweise Anspruchsberechtigung für Leistungen aus dem Bil-
dungs- und Teilhabepaket gemäß §§ 28 und 29 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch, § 6b des Bundeskindergeldgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom  
16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung, §§ 34 und 34a des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch sowie § 3 Absatz 4 des Asylbewerber-
leistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 760) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung,

9. sonderpädagogischer Förderbedarf,
10. Unterrichtsfächer und Lernfelder,
11. Teilnahme an anderen schulischen oder schulisch initiierten An-

geboten wie zum Beispiel Ganztagsbetreuung, Betriebsprakti-
kum und Religionsunterricht,

12. Status und Organisation des Unterrichts wie zum Beispiel Wahl-
pflichtunterricht, Arbeitsgemeinschaften, Förderunterricht und 
Klassenteilung,

13. Angaben zur Schullaufbahn,
14. überregionale Herkunft bei Neuzugängen,
15. Ausbildungsberuf, Ausbildungsschwerpunkt, beruflicher Bil-

dungsgang und Sitz des Ausbildungsbetriebes. 
(7) Schülerbezogene Erhebungshilfsmerkmale sind die Schul-

nummer und die Klassen- oder Kursbezeichnung. Bei Durchführung 
des in Absatz 5 in Verbindung mit § 24 Absatz 4 beschriebenen Ver-
fahrens kommt als weiteres Hilfsmerkmal eine interne Zuordnungs-
nummer hinzu.

(8) Die Angaben unterliegen der statistischen Geheimhaltung ge-
mäß § 16 des Landesstatistikgesetzes. Personenbezogene Daten sind 
nach Maßgabe von § 5 des Landesstatistikgesetzes zu verarbeiten.

(9) Die Zusammenführung von Einzelangaben der Schulstatistik 
mit anderen Angaben für die Herstellung eines Personenbezuges ist 
untersagt. Die mit der Erstellung der Schulstatistik beauftragte Or-
ganisationseinheit in der für das Schulwesen zuständigen Senatsver-
waltung ist als Statistikstelle organisatorisch, personell und räumlich 
von anderen Organisationseinheiten getrennt zu halten.

§ 28 
Übergang in den Beruf

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten von Schülerinnen 
und Schülern, die eine Schule im Land Berlin besuchen, im Rahmen 
der Beratung beim Übergang in den Beruf erfolgt durch von der 
Schulleitung beauftragte Personen. Zur Unterstützung bei der Wahl 
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II. Schullaufbahn- und Organisationsdaten

• derzeit besuchte Schule: Schulidentifikationsnummer,  
Schulnummer, Schulname 

• zur Nutzung freigeschaltete Dienste (Digitale Lehr- und 
Lernmittel, Lernmanagementsysteme)

• Rolle in der Schule
• Datum der ersten Einschulung
• Beginn, Dauer und Ende der allgemeinen Schulpflicht oder 

Berufsschulpflicht (§§ 42 und 43 des Schulgesetzes)
• Anzahl der Schulbesuchsjahre
• Abgangsdatum von der bisherigen Schule gleich Eintrittsdatum 

in die besuchte Schule
• Angaben über bisher besuchte Schulen, Bildungsgänge oder 

Ausbildungen: Beginn, Ende
• zuletzt besuchte Schule oder zuletzt besuchter Bildungsgang
• Ruhen der Schulpflicht (Beginn, voraussichtliches Ende)
• bei Kindern beruflich Reisender: Stammschule
• Klassenbezeichnung, Jahrgangsstufe, Halbjahr, gegebenenfalls 

jahrgangsübergreifende Beschulung
• Klassenlehrkraft
• Entlassung: Datum, Art und Inhalt des Entlassungsdokuments 

(Abschluss- oder Abgangszeugnis), Aushändigungsvermerk
• Schulwechsel: Datum; Name, Nummer und Erreichbarkeit der 

aufnehmenden Schule
• Teilnahme am Religionsunterricht
• Befreiung und Ausschluss vom Unterricht: Beginn, Ende,  

Art, Umfang
• Fächer, Lernfelder, Wahlpflichtfächer, Betriebliche Lernauf

gabe gemäß § 33 Absatz 6 der Verordnung über die Integrierte 
Berufsausbildungsvorbereitung vom 22. Juli 2019 (GVBl. 
S. 479), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom  
21. September 2021 (GVBl. S. 1181) geändert worden ist,  
in der jeweils geltenden Fassung, Fremdsprachen, Leistungs-
kurse, Kurswechsel

• Teilnahme an zusätzlichen Veranstaltungen der Schule, 
Programmen und Organisationsformen (zum Beispiel ergän-
zende Förderung und Betreuung, freiwillige Arbeitsgemein-
schaften, regelmäßige verbindliche Veranstaltungen außerhalb 
der Schule wie beispielsweise Praktikum, Training insbeson-
dere bei Eliteschulen des Sports oder Probentermine bei 
Musikgymnasium): Beginn, Ende, Art, Umfang

• Praktikum: Beginn, Ende, Art, Umfang, Ausbildungsstätte, 
Erreichbarkeit

• BAföG-Schulbescheinigung
• Fehlzeiten: Art, Umfang einschließlich Verspätungen
• Schulversäumnisanzeigen an das Schulamt oder die Schul-

aufsichtsbehörde
• Angaben zur Anspruchsberechtigung Berlinpass „Bildung  

und Teilhabe“ (BuT): Rechtskreis, Beginn, voraussichtliches 
Ende (laufend aktualisiert)

• Lernmittelzuzahlungsbefreiung: Beginn, voraussichtliches 
Ende (laufend aktualisiert)

Abschnitt B 
Leistungsdaten der Schülerinnen und Schüler
• Zeugnisnoten, verbale Beurteilungen 
• Zeugnisbemerkungen

Abschnitt A 
Individual- und Organisationsdaten der Schülerinnen  
und Schüler sowie Erziehungsberechtigten

I. Grunddaten

1. Stammdaten der Schülerinnen und Schüler
• Name 
• Schüleridentifikationsnummer 
• Geburtsdatum
• Schüler-Registrierungscode 
• Gültigkeit Schüler-Registrierungscode 
• Geschlecht
• Datum des Zuzuges nach Deutschland, Geburtsland, Geburtsort
• Wohnanschrift, wenn abweichend: Postanschrift, empfangsbe-

rechtigte Person, Adresszusatz
• Telefonnummer, mit Einwilligung: E-Mail-Adresse
• Notfallansprechpartner mit Telefonnummer
• Aufenthaltsstatus, soweit für die Schulpflicht gemäß § 41 

Absatz 2 des Schulgesetzes und die Informationspflichten der 
Schule gegenüber der Ausländerbehörde bei Bestehen einer 
Ausbildungsduldung gemäß § 60c Absatz 5 des Aufenthalts-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. April 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 106) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung relevant

• Staatsangehörigkeiten
• Erstsprachen, Zweitsprachen
• BAföG: Beginn, Ende, Umfang
• Entscheidung über den sonderpädagogischen Förderbedarf: 

Datum, Art, Förderdauer, Förderort, Förderplan, Förderumfang, 
Datum und Ergebnis des zugrundeliegenden Gutachtens

• Grad der Behinderung und eventueller weiterer Unterstüt-
zungsbedarfe

• Vorliegen einer Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 Satz 2 
des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
das zuletzt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung

• Mitgliedschaft in schulgesetzlich vorgesehenen Gremien: 
Beginn, Ende, Art des Mandats

• Konfession
• volljährige Schülerinnen und Schüler: nicht erteilte Einwilli-

gung in die Benachrichtigung früherer Erziehungsberechtigter 
(§ 47 Absatz 5 des Schulgesetzes)

• Minderjährige Schülerinnen und Schüler: Angabe der oder  
des Erziehungsberechtigten

2. Daten der Erziehungsberechtigten
• Rolle des Ansprechpartners
• Namensangabe mit Anrede und Titel
• Wohnanschrift, wenn abweichend: Postanschrift
• Telefonnummer, mit Einwilligung: E-Mail-Adresse
• Ausschluss der Informationsrechte eines Erziehungsberech-

tigten auf Grund familiengerichtlicher Entscheidung gemäß 
§ 1687 Absatz 2 BGB

• Mitgliedschaft in schulgesetzlich vorgesehenen Gremien:  
Beginn, Ende, Art des Mandats

Anlage 1

Daten, die im Fachverfahren nach § 64a Absatz 1 des Schulgesetzes  
(Berliner Lehrkräfte-Unterrichts-Schul-Datenbank) verarbeitet werden dürfen
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• Verlauf der Teilnahme am schulischen Bildungsgang,  
Zwischennoten, Termin und Ergebnis bei schulischer  
Abschlussprüfung

• frühere Berufsausbildung, Ausbildungsberuf, Berufsfeld, 
Fachrichtung, Abschluss

• angestrebter Ausbildungsberuf
• Ausbildungsbeginn, Umschulungen, Ausbildungsende
• Betrieb oder Maßnahmeträger mit Ansprechpartner und 

Telefonnummer
• Reha-Status der Bundesagentur für Arbeit
• Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf  

(nach Berufsbildungsgesetz oder Handwerksordnung): 
Ausbildungsberuf, Berufsfeld, Fachrichtung

• Berufsausbildung nach § 66 des Berufsbildungsgesetzes in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 920), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung oder § 42 der Handwerksordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1998 
(BGBl. I S. 3074; 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 9. November 2022 (BGBl. I S. 2009) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung

• Anschrift und Kontaktdaten des Ausbildungsbetriebs,  
Ausbildungsstätte

• Name und Kommunikationsdaten des Ausbilders (Telefon-
nummer, E-Mail-Adresse)

• Organisation der Ausbildung: Beginn, Ende, Ausbildungs-
zeiten, Verlauf

• Organisation des Berufsschulunterrichts: Beginn, Ende, Art, 
Umfang

• Name und Kommunikationsdaten der nach dem Berufs-
bildungsgesetz zuständigen Stelle (Kammer)

• Meldung zur Zwischen- und Abschlussprüfung der zuständigen 
Stelle sowie Termin und Ergebnis der jeweiligen Prüfung

Abschnitt D
Personenbezogene Daten der schulischen Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter

• Name
• Personalidentifikationsnummer, Stammdienststellen

identifikationsnummer
• Geburtsdatum
• Personalnummer
• Geschlecht
• Anschrift
• Telefonnummer, mit Einwilligung: private E-Mail-Adresse
• Nationalität
• Vertragsnummer
• Amts- oder Dienstbezeichnung
• Anstellungsverhältnis 
• Lehramt
• Mitgliedschaft in Schulkonferenz
• Beauftragungen
• Stammdienststelle
• Lehrbefähigung: jeweils Fach und Art
• Unterrichtserlaubnis: Art, Ablauftermin
• Unterrichtseinsatz: Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse
• Pflichtstundensoll oder Regelpflichtstunden
• Mehrarbeit
• Unterricht an anderen Schulen: Schule, Schulform,  

Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse

• Stand des Lernprozesses, Bescheinigungen (§ 58 Absatz 2 des 
Schulgesetzes): Datum, Art, Note, Bewertung, Leistungsbericht

• Versetzungsentscheidung (§ 59 des Schulgesetzes):  
Datum, Art, Inhalt, Bekanntgabe

• Konferenz: Datum, Art, Ergebnis, Bekanntgabe
• Prüfung: Datum, Art, Verlauf, Teilergebnis, Gesamtergebnis, 

Qualifikation
• Ergebnis von Lernstandserhebungen und Vergleichsarbeiten 

gemäß § 9 Absatz 3 und § 55 Absatz 1 des Schulgesetzes: 
Datum, Art, Ergebnis

• Zusatzförderung: Leserechtschreibschwäche, Rechenschwäche 
oder Sonstiges

• Unterrichtsdaten: Fach, Unterrichtsart, Kursidentifikations
nummer  

• Nachteilsausgleich gemäß § 58 Absatz 8 des Schulgesetzes
• Notenschutz gemäß § 58 Absatz 9 des Schulgesetzes
• Förderprognose der Grundschule gemäß § 56 Absatz 2 Satz 2 

des Schulgesetzes: Datum, Ergebnis
• höchster bisher erreichter Bildungsabschluss: Angabe  

der Schule, Datum
• Fremdsprachen-Unterricht 
• erreichte Niveaustufe im Europäischen Referenzrahmen (GER) 

für Sprachen
• bei bilingualem Unterricht: Erstsprachen, Partnersprachen

Abschnitt C 
Schulform- oder schulstufenspezifische Zusatzdaten  
der Schülerinnen und Schüler

I. Grundschule

• Enddatum einer Zurückstellung
• mit Einwilligung der Erziehungsberechtigten: Angaben zur 

bisher besuchten Kindertagesstätte
• Vorbereitung der Förderprognose nach § 56 Absatz 2 Satz 2  

des Schulgesetzes und § 24 der Grundschulverordnung vom  
19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 140), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 492) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, Beschluss der 
Klassenkonferenz mit Begründung

II. Sekundarstufe I (Jahrgangsstufen 7 bis 10)  
und Übergang in Sekundarstufe II

Beratungen im Rahmen der Berufs- und Studienorientierung:
• Zeitpunkt, Beteiligte, Ziele, Ergebnisse
• Einwilligung in Datenübermittlung an die Agentur für Arbeit
• Einwilligung in Datenübermittlung an das Jobcenter
• mit Einwilligung: Teilnahme an Verfahren der Berufsorien-

tierung

III. Gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe II)

• Eintrittsdatum
• Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen zur gymnasialen 

Oberstufe
• Kurswahl
• Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen für die Abitur-

prüfung: Datum, Art, Fach, Leistungsbewertung
• weitere Qualifikationen (zum Beispiel Latinum, Graecum): 

Datum, Art

IV. Berufliche Schule (Sekundarstufe II)

• Bildungsgang, Schulart, Art der Abschlussprüfung, allgemein-
bildende Abschlüsse
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• Anrechnung dienstlicher Tätigkeiten: Wochenstunden, Grund
• Pflichtstundenermäßigung: Wochenstunden, Grund
• Schwerbehinderung
• abweichende Arbeitszeitregelung: Altersteilzeit, Sabbatjahr
• Freistellungen

• zur Nutzung freigeschaltete Dienste (Digitale Lehr- und 
Lernmittel, Lernmanagementsysteme)

• Sprechstunde: Tag, Zeit, Raum
• Überprüfung Masernschutz
• Rolle, Personalart oder Funktion

Abschnitt A 
Personenbezogene Daten der Schülerinnen und Schüler

I. Stammdaten 

• Name 
• Schüleridentifikationsnummer
• Geburtsdatum
• Wohnanschrift
• Telefonnummer, mit Einwilligung: E-Mail-Adresse

II. Schullaufbahn- und Organisationsdaten
• derzeit besuchte Schule: Schulidentifikationsnummer,  

Schulnummer, Schulname
• Rolle in der Schule
• Schulwechsel: Datum; Name, Nummer und Erreichbarkeit  

der aufnehmenden Schule
• Klassenbezeichnung, Jahrgangsstufe, Halbjahr, gegebenenfalls 

jahrgangsübergreifende Beschulung
• Klassenlehrkraft
• Fächer, Lernfelder, Wahlpflichtfächer, Betriebliche Lernauf

gabe (§ 33 Absatz 6 der Verordnung über die Integrierte 
Berufsausbildungsvorbereitung), Fremdsprachen, Leistungs-
kurse, Kurswechsel

• zur Nutzung freigeschaltete Dienste (Digitale Lehr- und 
Lernmittel, Lernmanagementsysteme)

• Schüler-Registrierungscode
• Gültigkeit Schüler-Registrierungscode

Abschnitt B 
Personenbezogene Daten der schulischen Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter

• Name 
• Personalidentifikationsnummer
• Geburtsdatum
• Telefonnummer, mit Einwilligung: private E-Mail-Adresse
• Anstellungsverhältnis
• Rolle oder Funktion innerhalb der Schule: Schulleitungsmit-

glied, Lehrkraft, pädagogisches Personal, Verwaltungsmitglied
• Stammdienststellenidentifikationsnummer
• Unterricht an aktueller Schule: Schule, Schulform,  

Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse
• Unterricht an anderen Schulen: Schule, Schulform,  

Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse
• zur Nutzung freigeschaltete Dienste (digitale Lehr- und 

Lernmittel, Lernmanagementsysteme)

Anlage 2

Daten, die im Fachverfahren nach § 64c Absatz 1 des Schulgesetzes (Identitätsmanagement)  
verarbeitet werden dürfen



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      79. Jahrgang      Nr. 22      18. August 2023296

mittel als Unterauftragsverarbeiter einsetzen darf. Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch Drittanbieter ist nur zulässig, wenn 
die Serverstandorte des Auftragsverarbeiters innerhalb des europäi-
schen Wirtschaftsraums liegen.

(4) Von den im Fachverfahren nach § 64c Absatz 1 des Schulge-
setzes gespeicherten personenbezogenen Daten der Schülerinnen 
und Schüler sowie der schulischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
dürfen an Drittanbieter digitaler Lehr- und Lernmittel lediglich die 
in der Anlage zu dieser Verordnung benannten Daten übermittelt 
werden, sofern dies für die Bereitstellung von Benutzungszugängen 
sowie die Zuordnung von Nutzerinnen und Nutzern zu Rollen oder 
Gruppen in diesen digitalen Diensten erforderlich ist.

(5) Beim Einsatz digitaler Lehr- und Lernmittel dürfen Verkehrs- 
und Verbindungsdaten, Stammdaten, Account-Daten, Zuordnungs-
daten und nutzergenerierte Inhalte verarbeitet werden.

(6) Personenbezogene Daten, die im Rahmen des Einsatzes von 
digitalen Lehr- und Lernmitteln verarbeitet werden, sind zu löschen, 
sobald kein Verarbeitungszweck mehr besteht, in der Regel spätes-
tens zum Ende eines Schuljahres. Der Verarbeitungszweck entfällt 
insbesondere dann, wenn die Schule ein bestimmtes digitales Lehr- 
und Lernmittel nicht mehr nutzt oder eine Schülerin oder ein Schüler 
die Schule verlassen hat. Löschfristen sind im Fall von Absatz 2 
Satz 1 durch die Schulaufsichtsbehörde und im Fall von Absatz 2 
Satz 3 durch die Schule in einem Löschkonzept zu konkretisieren. 

§ 3 
Lernmanagementsysteme

(1) In Lernmanagementsystemen dürfen personenbezogene Daten 
insbesondere zum Zweck der Vorbereitung und Durchführung von 
gemeinschaftlichem und individualisiertem Lernen, zur Unterstüt-
zung in der Schulorganisation und zur Kommunikation insbesonde-
re im Rahmen von Unterricht sowie im Rahmen der außerunterricht-
lichen und der ergänzenden Förderung und Betreuung verarbeitet 
werden, sofern dies zur Erfüllung der den Schulen durch Rechts-
vorschriften zugewiesenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Bei Nutzung eines der von der Schulaufsichtsbehörde zur Ver-
fügung gestellten Lernmanagementsysteme wendet die Schule das 
von der Schulaufsichtsbehörde vorgegebene Rollen-, Berechtigungs- 
und Löschkonzept an.

(3) Bei Nutzung eines nicht von der Schulaufsichtsbehörde, son-
dern von Drittanbietern zur Verfügung gestellten Lernmanagement-
systems stellt die Schule im Einvernehmen mit der Schulaufsichts-
behörde sicher, dass die maßgeblichen Bestimmungen der Daten-
schutz-Grundverordnung, insbesondere der Artikel 5, 24, 25 sowie 
32, eingehalten werden. Insbesondere erfolgt eine datenschutzrecht-
liche Risikoanalyse und es wird ein Rollen-, Berechtigungs- und 
Löschkonzept erstellt. Sofern nach der Datenschutz-Grundverord-
nung erforderlich, wird eine Datenschutz-Folgeabschätzung gemäß 
Artikel 35 der Datenschutz-Grundverordnung erstellt. Die notwen-
digen Prüfungen werden vor Aufnahme der Verarbeitung durchge-
führt. Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Drittanbie-
ter ist nur als Auftragsdatenverarbeitung im Sinne der Artikel 28 und 
29 der Datenschutz-Grundverordnung zulässig.

(4) § 2 Absatz 3 bis 6 gilt entsprechend.

Verordnung
über die Verarbeitung personenbezogener Daten beim Einsatz von digitalen  

Lehr- und Lernmitteln und sonstigen pädagogischen Zwecken dienenden digitalen Instrumenten  
(Digitale Lehr- und Lernmittel-Verordnung – DigLLV)

Vom 7. August 2023

Auf Grund von § 64 Absatz 11 Satz 2 und § 64c Absatz 3 Satz 2 
des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juni 2023 (GVBl. S. 226)  
geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie:

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten von Schülerinnen und Schülern, Lehrkräften und sons-
tigen pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rahmen 
der Nutzung von digitalen Lehr- und Lernmitteln und sonstigen di-
gitalen Instrumenten, die vorwiegend pädagogischen Zwecken die-
nen, durch öffentliche Schulen im Sinne von § 6 Absatz 2 des Schul-
gesetzes einschließlich der Einrichtungen des Zweiten Bildungs-
wegs gemäß § 40 Absatz 1 und 2 des Schulgesetzes und durch  
Ersatzschulen im Sinne von § 97 des Schulgesetzes.

(2) Schülerinnen und Schüler im Sinne dieser Verordnung sind 
auch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der im Zweiten Bildungs-
weg angebotenen Lehrgänge sowie Studierende an Fachschulen im 
Sinne von § 34 Absatz 1 Satz 1 des Schulgesetzes.

§ 2 
Digitale Lehr- und Lernmittel

(1) Die Schule darf personenbezogene Daten beim Einsatz von 
digitalen Lehr- und Lernmitteln unter den Voraussetzungen der 
nachfolgenden Absätze verarbeiten, sofern dies zur Erfüllung der 
den Schulen durch Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben, ins-
besondere zur Durchführung von Unterricht einschließlich Distanz- 
und Hybridunterricht, erforderlich ist. Eine Verarbeitung zu anderen 
Zwecken, insbesondere zu Werbe- oder Forschungszwecken von 
Drittanbietern, ist untersagt. Die Verpflichtung zur Einhaltung der 
maßgeblichen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72 und L 127 vom 
23.5.2018, S. 2), insbesondere der Artikel 5, 24, 25 und 32, bleibt 
unberührt. Digitale Lehr- und Lernmittel im Sinne dieser Verord-
nung sind digitale Bildungsmedien, die für digital gestützte Lehr- 
und Lernprozesse im Unterricht sowie in der außerunterrichtlichen 
und der ergänzenden Förderung und Betreuung entwickelt und ein-
gesetzt werden.

(2) Für digitale Lehr- und Lernmittel, die den Schulen von der 
Schulaufsichtsbehörde zur Verfügung gestellt werden oder auf 
Grund gesetzlichen Auftrags von dieser geprüft werden, wird deren 
Vereinbarkeit mit den maßgeblichen datenschutzrechtlichen Vor-
schriften durch die Schulaufsichtsbehörde geprüft. Die Dokumenta-
tion der Ergebnisse der Prüfung stellt die Schulaufsichtsbehörde den 
Schulen zur Verfügung. Sollen an Schulen von Satz 1 abweichende 
Lehr- und Lernmittel zum Einsatz kommen, prüft die Schule die 
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Die Einhaltung 
der datenschutzrechtlichen Vorgaben beim Einsatz der in Satz 1 und 
3 genannten digitalen Lehr- und Lernmittel obliegt der Schule.

(3) Zum Zweck der Einbindung digitaler Lehr- und Lernmittel 
dürfen die Schulen die Schulaufsichtsbehörde als Auftragsverarbei-
terin einsetzen, die ihrerseits Drittanbieter digitaler Lehr- und Lern-
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§ 4 
Audio- oder Videokonferenzdienste

(1) Wird Unterricht oder eine sonstige verpflichtende schulische 
Veranstaltung als Distanzunterricht einschließlich hybrider Formen 
des Unterrichts durchgeführt, dürfen zu diesem Zweck Audio- oder 
Videokonferenzdienste eingesetzt werden. Zur Wahrung der Ver-
traulichkeit dürfen an der mittels Audio- oder Videokonferenz 
durchgeführten schulischen Veranstaltung nur die Schülerinnen und 
Schüler, die Lehrkräfte sowie an der schulischen Bildung und Er-
ziehung Beteiligte der jeweiligen Lerngruppe teilnehmen. § 75 Ab-
satz 3 Satz 2 des Schulgesetzes bleibt unberührt. 

(2) Andere als von der Schulaufsichtsbehörde zur Verfügung ge-
stellte Audio- oder Videokonferenzdienste dürfen nur mit Genehmi-
gung der Schulaufsichtsbehörde eingesetzt werden. 

(3) Zu dem in Absatz 1 Satz 1 genannten Zweck dürfen folgende 
personenbezogene Daten verarbeitet werden: 
1. Name und Kontaktdaten der Teilnehmenden,
2. Geräteidentifikationsdaten,
3. Verkehrsdaten,
4. Video- und Audiodaten (Livestream),
5. sonstige durch den Teilnehmenden bereitgestellte Inhalte.

(4) Zum Schutz der Rechte der betroffenen Personen nach Ab-
satz 1 ergreifen die Schulen und die Schulaufsichtsbehörde die er-
forderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen. Hierzu 
gehören insbesondere
1. Maßnahmen zur Verhinderung unzulässiger Aufzeichnungen 

nach Maßgabe des § 5, 
2. Sensibilisierung der am Distanzunterricht beteiligten Personen 

hinsichtlich der Gefahren und Risiken für die Rechte und Inter-
essen betroffener Personen sowie über die Bedeutung des Schut-
zes der eigenen Daten und der Daten anderer,

3. Verzicht auf Bildübertragungen der betroffenen Person, wenn 
das Lernziel in der jeweiligen Unterrichtssituation auch ohne 
diese erreicht werden kann.

(5) Sofern die Durchführung von Prüfungen oder Aufnahme- oder 
Eignungsfeststellungen mittels Audio- oder Videokonferenzdienst 
vorgesehen ist, gelten die Absätze 2 bis 4 mit Ausnahme des Absat-
zes 4 Satz 2 Nummer 3 entsprechend.

§ 5 
Aufzeichnungen

(1) Die Aufzeichnung von Ton- und Bilddaten einer mittels Au-
dio- oder Videokonferenz oder in Präsenz durchgeführten schuli-
schen Veranstaltung, insbesondere von Unterricht, durch Lehrkräfte 
ist in den folgenden Fällen zulässig, wenn die Aufzeichnung nach 
pädagogischem Ermessen zur Erreichung des Zwecks der jewei-
ligen Unterrichtseinheit konkret förderlich ist, insbesondere um 

Schülerinnen und Schülern eine anschauliche Rückmeldung über 
ihre Leistungen zu geben: 
1. darstellende Leistungen in den Fächern Darstellendes Spiel oder 

Deutsch,
2. Ausführungen von Sportübungen im Fach Sport,
3. Einüben realer beruflicher Situationen im Bereich der berufli-

chen Bildung,
4. Aufnahme eines Lernprogramms für andere Schülergruppen in 

allen Fächern,
5. Einüben und Halten von Vorträgen in allen Fächern,
6. Verbesserung von Leistungen in den Kategorien Präsenz, Aus-

sprache, Redepausen und Körperhaltung in allen Fächern.
Darüber hinaus sind Aufzeichnungen zum Zweck einer Maßnahme 
des Nachteilsausgleichs im Rahmen von Leistungsüberprüfungen 
und Prüfungen zulässig. Grundsätze zum Verfahren kann die Ge-
samtkonferenz regeln. 

(2) Eine Aufzeichnung zum Zweck der Unterrichtsevaluation für 
Lehramtsanwärterinnen und -anwärter ist mit Einwilligung der be-
troffenen Personen zulässig. § 11 Absatz 6 bis 8 der Verordnung 
über den Vorbereitungsdienst und die Staatsprüfung für Lehrämter 
vom 23. Juni 2014 (GVBl. S. 228), die zuletzt durch Verordnung 
vom 5. August 2022 (GVBl. S. 508) geändert worden ist, in der  
jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter und die betroffenen 
Personen sind rechtzeitig vor Beginn der Aufzeichnung über die Art 
der Aufzeichnung, die Verantwortliche oder den Verantwortlichen 
und die Speicherdauer zu informieren.

(4) Aufzeichnungen dürfen nur unter Verwendung dienstlicher 
Geräte hergestellt werden. Solange die Aufzeichnungen gespeichert 
werden, haben die betroffenen Personen und deren Erziehungs-
berechtigte das Recht, die Aufzeichnungen anzusehen.

(5) Aufzeichnungen sind zu löschen, sobald sie für die Aufgaben-
erfüllung nicht mehr erforderlich sind. Dies ist spätestens dann der 
Fall, wenn die Unterrichtseinheit abgeschlossen oder die Bewertung 
der Prüfungsleistung nicht mehr anfechtbar ist.

§ 6 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 7. August 2023

Senatsverwaltung für Bildung,  
Jugend und Familie

Katharina  G ü n t h e r  - W ü n s c h
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Abschnitt B 
Personenbezogene Daten der schulischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter

• Name
• Rolle oder Funktion innerhalb der Schule: Schulleitungs-

mitglied, Lehrkraft, pädagogisches Personal
• aktuelle Schule: Schulidentifikationsnummer, Schulnummer, 

Schulname
• Unterricht an aktueller Schule: Schule, Schulform,  

Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse
• Unterricht an anderen Schulen: Schule, Schulform,  

Wochenstunden, Fächer, Klassen, Kurse

Anlage (zu § 2 Absatz 4)

Abschnitt A
Personenbezogene Daten der Schülerinnen und Schüler

• Name 
• Geburtsdatum
• Rolle in der Schule: Klassensprecherin oder Klassensprecher, 

Schulsprecherin oder Schulsprecher, Gastschülerin oder 
Gastschüler, Lesepatin oder Lesepate und vergleichbare 
Eigenschaften

• derzeit besuchte Schule: Schulidentifikationsnummer,  
Schulnummer, Schulname

• Klassenbezeichnung, Jahrgangsstufe, Halbjahr
• Fächer, Lernfelder, Wahlpflichtfächer, Fremdsprachen, 

Leistungskurse
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